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Einleitung 
 
 In der Arbeit mit Migrantinnen und Migranten1 kann der 

Deutsche Caritasverband (DCV) auf eine langjährige Er-
fahrung zurückgreifen. Der Verband spricht sich durch 
sein Leitbild und durch entsprechende öffentliche Stel-
lungnahmen für die Akzeptanz von Fremden und für die 
Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit aus.2 

Im Zusammenhang mit der immer wieder aufflammen-
den Fremdenfeindlichkeit in Deutschland fragen sich 
deutsche und ausländische Mitarbeiter(innen) der Cari-
tas, wie sie in ihrem täglichen Leben aber auch in ihrer 
Arbeit dem Phänomen der Fremdenfeindlichkeit und 
des Rassismus adäquat begegnen können. 

In diesem Kontext ist die Idee entstanden, im Rahmen 
des XENOS Projektes „Caritas – Offener Umgang mit 
Fremden, Gleichstellung und Partizipation in der Ar-
beitswelt“ an den vier Projektstandorten Brandenburg, 
Saarlouis, Vechta und Cottbus/Görlitz jeweils einen in-
nerverbandlichen Reflexionsprozess durchzuführen.  

Der Projektverbund, der vom XENOS Programm der 
Bundesregierung aus Mitteln des Europäischen Sozial-
fonds kofinanziert wurde, befasste sich schwerpunkt-
mäßig mit den folgenden Aspekten:3 

1. Durchführung von lokalen Projekten, Auswertung 
dieser Erfahrungen und Verbreitung von Ansätzen für 
eine gelungene Praxis. 

2. Entwicklung und Durchführung von Multiplikatoren-
schulungen mit den Projektträgern, die ihren jeweili-
gen Bedürfnissen (und denen ihrer Partner) entspre-
chen. Die Teilnehmer(innen) an diesen Schulungen 
sollen im "Schneeballeffekt" befähigt werden, das 
Themenfeld „Umgang mit Fremden“ im Umgang mit 
ihren Nutzer(inne)n und im Umfeld ihrer Dienststelle 
einzubringen.  

Ziel des Reflexionsprozesses war es, die Mitarbei-
ter(innen) für die Thematik zu sensibilisieren und Hand-
lungsleitlinien vorzugeben, die sie zu einem offenen 
Umgang mit Fremden und einem couragierten Entge-
gentreten gegenüber jeder Form der Fremdenfeindlich-
keit ermutigt. Der Umgang mit Fremden schloss hier 
Mitarbeiter(innen) sowohl als Handelnde innerhalb der 
Caritas als auch als Handelnde in der Öffentlichkeit ein. 

Mit den Reflexionsprozessen in den vier Projektstandor-
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ten möchte der Deutsche Caritasverband seine Rolle als 
Arbeitgeber wahrnehmen und die Frage angehen, wie 
es um die Akzeptanz von Fremden innerhalb der Caritas 
bestellt ist und inwieweit Vorurteile, Stigmatisierung und 
Ausgrenzung eine Rolle spielen.  

Am Ende des Reflexionsprozesses 

• hat zu den Themenfeldern „Umgang mit Fremden und 
Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit“ und „Migran-
ten als Arbeitnehmer und Ratsuchende in unserem 
Verband“ ein Bewusstseinsprozess stattgefunden, der 
nicht nur die Arbeitsfelder umfasst, die speziell mit 
Migrant(inn)en arbeiten. 

• haben interessierte Mitarbeiter(innen) des Verbandes 
Multiplikatorenschulungen im Rahmen des Projektes 
besucht, die sie dazu befähigen mit dem Themenge-
biet besser umzugehen. Die erworbenen Kompeten-
zen werden im Verband weitergetragen. 

• haben Mitarbeiter(innen) der beteiligten Caritasver-
bände in einem Prozess eine „Betriebsvereinbarung – 
Umgang mit Fremden, Fremdenfeindlichkeit und Ras-
sismus“ erarbeitet. 

Die modellhafte Erprobung von internen Reflexionspro-
zessen über den Umgang mit Fremden in caritasinter-
nen Strukturen wurde im Laufe des Projektes begleitet 
und ausgewertet. In den verschiedenen Projektstandor-
ten wurde der Prozess dokumentiert.  

Der hier vorgestellte Leitfaden fasst die gesammelten 
Erfahrungen an den Projektstandorten zusammen und 
dient als Unterstützung für weitere Umsetzungen des 
Prozesses in anderen Einrichtungen. Andere Verbände 
der Caritas können nachvollziehen wie ein solcher Pro-
zess zu gestalten ist, welche Schwierigkeiten es dabei 
gibt und was dieser Prozess bewirkt.  

Neben theoretischen Grundlagen für einen internen Re-
flexionsprozess im kirchlichen wie im europarechtlichen 
Kontext werden Begrifflichkeiten wie Rassismus, Dis-
kriminierung, Gleichstellung, Fremdheit und interkulturel-
le Öffnung definiert. Weiter werden konkrete Instrumen-
te für die Gestaltung eines Reflexionsprozesses gelie-
fert. Die vorgestellten Inhalte des Leitfadens geben kei-
ne „Gebrauchsanweisung“ zur Durchführung eines Re-
flexionsprozesses. Sie sind vielmehr als Anregung und 
„Wegweiser“ zu betrachten.  

Freiburg, September 2004  
Elisa Rossi 
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Modul 1: Grundlagen für einen internen Reflexionsprozess 
 

Zur Notwendigkeit eines Reflexionsprozesses 
 
 
 
 
 
 

Rassistische Diskriminierung, Ausgrenzung und 
Fremdenfeindlichkeit sind ein Problem der deutschen 
Gesellschaft in ihrer Gesamtheit und nicht das einiger 
weniger Rechtsradikaler. In der täglichen Arbeit des 
Deutschen Caritasverbandes bestätigt sich immer 
wieder, dass weite Teile der deutschen Bevölkerung 
von Ablehnung und Skepsis gegenüber allem schein-
bar Fremden geprägt sind.  
Die strukturelle Ausgrenzung der „Anderen“, die Kon-
frontation mit Vorurteilen, Distanz und Ablehnung 
durch die Mehrheitsgesellschaft ist eine zentrale Prob-
lemstellung, der sich auch die soziale Arbeit stellen 
muss. Die großen Wohlfahrtsverbände stehen dabei 
vor ähnlichen Problemen, wie der Rest der Gesell-
schaft. Auch hier sind Vorurteile, Zugangsbarrieren 
und ausgrenzende Mechanismen sowohl im internen 
Umgang miteinander wie auch Klient(inn)en gegen-
über aufzuspüren und zu beseitigen. Um dies zu er-
möglichen bedarf es ständiger Reflexion, wie weit die 
genannten Ziele im Verband in Bezug auf den Nutzer-
kreis und die Mitarbeiterschaft verwirklicht sind. 

  

Der Deutsche  
Caritasverband als 
Anwalt und Partner 
Benachteiligter 
 

Seinem Leitbild verpflichtet wirkt der Deutsche Cari-
tasverband aktiv an der Überwindung von jedweder 
Form von Diskriminierung mit. Er versteht sich dabei 
als Anwalt und Partner Benachteiligter und tritt Ent-
wicklungen entgegen, die zur Benachteiligung oder 
Ausgrenzung Einzelner oder bestimmter Gruppen füh-
ren.4 Die besondere Sorge gilt Menschen, die sich 
ausgegrenzt fühlen und unter der Ablehnung durch 
andere leiden. Ziel ist es den Menschen in seiner Ein-
maligkeit und seiner von Gott gegebenen Würde und 
vor Ausgrenzung zu schützen.5 Daraus ergeben sich 
im Wesentlichen die Notwendigkeit wie auch die 
Maßstäbe eines innerverbandlichen Reflexionsprozes-
ses. 
Menschsein verwirklicht sich in vielfältigen zwischen-
menschlichen Beziehungen, u. a. im Zusammenleben 
unterschiedlicher Kulturen und Religionen. Der Deut-
sche Caritasverband bejaht diese Vielfalt. Er erstrebt 
ein solidarisches Miteinander in einer pluralen Welt, in 
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der Vorurteile keinen Platz haben und Minderheiten 
geschützt sind.6 
Die Leistungen des Deutschen Caritasverbandes er-
folgen unabhängig von der Religion, der Volkszugehö-
rigkeit und der politischen Einstellung der Betroffe-
nen.7 
Der Deutsche Caritasverband achtet in allen seinen 
Tätigkeiten die Würde des Menschen und tritt für des-
sen Rechte ein. Er übernimmt Mitverantwortung für 
die Entwicklung bedarfgerechter sozialer Strukturen.8 

  
Gottesebenbildlich-
keit und Menschen-
würde 

Nach dem christlichen Selbstverständnis ist es die 
Sicht von der Gottesebenbildlichkeit des Menschen, 
die ihm seinen spezifischen Wert und eine besondere 
Würde verleiht. Jeder Mensch hat Anspruch auf Ach-
tung seiner Menschenwürde, unabhängig von Ge-
schlecht, Abstammung, Sprache, Heimat und Her-
kunft, Glauben, religiösen oder politischen Anschau-
ungen. Der Mensch ist entscheidend, nicht sein 
Rechtsstatus, nicht sein Inländer- oder Ausländersein. 
Er ist in seiner durch Alter, Geschlecht, soziale Her-
kunft, Religion, Kultur und aktuelle Lebensbezüge ge-
prägten Gesamtheit anzunehmen. Durch Rassismus 
und Diskriminierung wird nicht nur der Gleichbehand-
lungsgrundsatz und die Menschenwürde aller Men-
schen missachtet, sondern auch seine Gotteseben-
bildlichkeit negiert. 

  

„Jeder ist Ausländer 
– fast überall“ 

Schon im Alten Testament findet sich der Gedanke, 
der der ,modernen‘ Formulierung entspricht ,jeder 
Mensch ist Ausländer – fast überall’: „Unterdrückt 
nicht die Fremden, die in eurem Lande leben, sondern 
behandelt sie genau wie euresgleichen. Jeder von 
euch soll seinen fremden Mitbürger lieben wie sich 
selbst. Denkt daran, dass auch ihr in Ägypten Fremde 
gewesen seid“ (Lev 19, 33-34). 

  

Im Fremden Jesus 
begegnen 

Der Einsatz für andere, für Menschenwürde und Men-
schenrechte, für Gerechtigkeit und Solidarität ist ein 
konstitutives Element und eine Verpflichtung der Kir-
chen und damit auch der Caritas. Jesus selber identi-
fiziert sich mit allen Menschen auch mit den angeblich 
Fremden, indem er die Hilfe jedwedem Menschen ge-
genüber mit einer Tat, die ihm selber widerfahren ist, 
gleichsetzt. So wird er am Tag des Weltgerichts sa-
gen: „ich war fremd und obdachlos, und ihr habt mich 
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aufgenommen“, denn „was ihr für einen meiner ge-
ringsten Brüder getan habt, das habt ihr mir getan“ 
(Mt 25, 35-40). 

  

„... und der Fremd-
ling, der in deinen 
Toren ist“ 

Dementsprechend setzten sich die christlichen Kir-
chen in Deutschland in ihrem Gemeinsamen Wort zu 
den Herausforderungen durch Migration und Flucht 
„... und der Fremdling, der in deinen Toren ist“ zum 
Ziel, „sowohl Vorurteilen und Fremdenfeindlichkeit 
entschieden entgegenzutreten als auch dazu beizu-
tragen, dass die damit zusammenhängenden Prob-
leme differenziert und in ihrer Vielschichtigkeit wahr-
genommen und bewertet werden.“9  
Die Koexistenz von Menschen mit unterschiedlicher 
Herkunft in kultureller Toleranz und sozialem Frieden 
hängen davon ab, ob und inwieweit Politik und Ge-
sellschaft bereit sind, sich den Herausforderungen in 
den Problemfeldern von Migration, Integration und 
Minderheiten zu stellen.10 
Die Kirchen wenden sich bei ihren Aussagen zum 
Umgang mit Migrant(inn)en und Minderheiten zu-
nächst an sich selbst und ihre Mitglieder. Sie müssen 
sich selbst den Herausforderungen stellen, die sich 
aus der Zuwanderung verschiedenster Menschen er-
geben. Dabei ist es Aufgabe der Kirchen und ihrer 
Einrichtungen, in der öffentlichen und politischen Dis-
kussion gegen die Benachteiligung von Migrant(inn)en 
oder die Infragestellung ihrer Rechtsansprüche oder 
ihrer Würde das Wort zu ergreifen.11 
Es ist ein Zeichen von wachsendem Realismus und 
von Normalität, wenn im Alltag respektiert wird, dass 
Menschen unterschiedlichen kulturellen, ethnischen, 
religiösen oder sprachlichen Gruppen angehören. Die 
Fähigkeit, sich auf diese Vielfalt einlassen und damit 
umgehen zu können, gewinnt stetig an Bedeutung.12 
Es muss das gemeinsame Anliegen aller sein, Per-
spektiven für das Zusammenleben vor Ort, in der Ge-
sellschaft und zur Gestaltung des Staatswesens zu 
entwickeln, die von allen anerkannt und ausgefüllt 
werden können. Widerstreitende Interessen müssen 
im Rahmen gemeinsamer Werte, die Einheimische 
und Zugewanderte verbinden, im Dialog bereinigt 
werden.13 
Caritas und Diakonie sind im Auftrag der christlichen 
Kirchen tätiges Zeugnis von der Botschaft Jesu. Die-
sem Auftrag entsprechend sind sie zur Hilfe heraus-
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gefordert für jeden Fremden ohne Ansehen von Ge-
schlecht, Religion, Ideologie, Farbe, Nationalität und 
Herkunft.14 Dies gilt es in der täglichen Arbeit umzu-
setzen. 

  

Johannes Paul II. zu 
Migration und Flucht 

Doch auch die Kirche und ihre Caritas sind nicht frei 
von Ausgrenzungstendenzen. Dem Einsatz für Betrof-
fene dürfen eigene Ängste seitens der Kirche oder der 
Gläubigen jedoch nicht entgegenstehen. Christen soll-
ten alle Tendenzen überwinden, sich in sich selbst zu 
verschließen. Sie müssen lernen, Menschen anderer 
Kulturen als Geschöpfe Gottes zu betrachten. Ziel 
muss es sein, bloße Toleranz anderen gegenüber in 
wahre Achtung ihrer Unterschiede zu verwandeln so-
wie Furcht durch Offenheit und Ablehnung durch So-
lidarität zu ersetzen.15 

  

Caritas als 
Dienstleister und  
Arbeitgeber 

Der Deutsche Caritasverband ist auf Mitarbeiter(innen) 
angewiesen, die bereit und in der Lage sind, die Ziele 
und Aufgaben des Leitbildes mitzutragen und umzu-
setzen. Er trägt Verantwortung für sie, sichert Män-
nern und Frauen gleiche Chancen beruflicher Entwick-
lung und unterstützt die Beschäftigten in ihrer fachli-
chen und persönlichen Weiterbildung.16 
Weiter ist der Deutsche Caritasverband als Akteur der 
freien Wohlfahrtspflege und Arbeitgeber staatlichen 
Vorgaben und einer Vorbildfunktion verpflichtet. Hier-
bei gilt es insbesondere die (neuen) europarechtlichen 
Vorgaben zur Anwendung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes und ihre nationale Umsetzung zu beach-
ten. 

  

Europarechtlicher 
Kontext und Antidis-
kriminierungsge-
setzgebung 
 

Es gibt in Deutschland - anders als in anderen EU-
Mitgliedstaaten - bislang keine umfassende Antidis-
kriminierungsgesetzgebung. Schutz vor Diskriminie-
rung ergibt sich neben den Grundrechten u. a. aus 
diversen Einzelvorschriften des Privat-, Straf- und des 
öffentlichen Rechts. Die vorhandenen Normen sind 
sehr verstreut, die Rechtslage ist unübersichtlich. Le-
diglich bezüglich der Gleichbehandlung im Erwerbsle-
ben gibt es systematische Regelungen.17 
Auf der Basis der Antidiskriminierungsrichtlinien der 
EU ist der Gesetzgeber nun veranlasst ein entspre-
chendes Instrumentarium zur Umsetzung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes zu schaffen.18 
Die Richtlinie 2000/43/EG, die sogenannte Antiras-
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sismusrichtlinie oder Gleichbehandlungsrichtlinie, um-
fasst die Diskriminierungsgründe „Rasse“19 und ethni-
sche Herkunft. Sie gilt „für alle Personen in öffentli-
chen und privaten Bereichen, einschließlich öffentli-
cher Stellen“. Sie umfasst fast alle relevanten Lebens-
bereiche und gilt u. a. in Bezug auf Zugang zu Er-
werbstätigkeit, Berufsberatung, Ausbildung, Weiter-
bildung, Arbeitsbedingungen, Arbeitsentgelt, Mitwir-
kung in Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisatio-
nen, Sozialschutz, Gesundheitsdienste, soziale Ver-
günstigungen, Bildung und Versorgung mit Gütern 
und Dienstleistungen, die öffentlich zur Verfügung 
stehen (Art. 3 Abs. 1 RL 2000/43/EG). Erfasst sind 
unmittelbare und mittelbare Diskriminierung (s. u. 
S. 44 f.) sowie unerwünschte Verhaltensweisen, die 
die Würde eines Menschen verletzen und ein Umfeld 
der Einschüchterung, Anfeindung, Erniedrigung oder 
Beleidigung schaffen (Art. 2 RL 2000/43/EG). Die 
Richtlinie gilt nicht in Bezug auf Ungleichbehandlung 
aus Gründen der Staatsangehörigkeit. Sie berührt 
nicht Vorschriften und Bedingungen für die Einreise 
von Drittstaatlern oder für ihren Aufenthalt sowie die 
Behandlung, die sich an ihre Rechtsstellung knüpft. 
Die Richtlinie 2000/78/EG, auch Beschäftigungsricht-
linie genannt, umfasst Diskriminierung wegen Religion, 
Weltanschauung, Nationalität, sexueller Orientierung, 
Alter und Behinderung. Sie gilt ebenfalls „für alle Per-
sonen in öffentlichen und privaten Bereichen, 
einschließlich öffentlicher Stellen“, aber nur in Bezug 
auf die Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf 
(Art. 3 RL 2000/78/EG). Erfasst sind ebenfalls unmit-
telbare und mittelbare Diskriminierung sowie uner-
wünschte Verhaltensweisen, welche die Würde eines 
Menschen verletzen und ein Umfeld der Einschüchte-
rung, Anfeindung, Erniedrigung oder Beleidigung 
schaffen (Art. 2 RL 2000/78/EG). 
Das Diskriminierungsverbot der Richtlinie 2000/43/EG 
umfasst also u. a. den Zugang zu Sozialschutz, Ge-
sundheitsdiensten, sozialen Vergünstigungen oder 
Bildung – mithin Bereiche, in denen Caritas Dienste 
anbietet. Um den Vorgaben gerecht zu werden, muss 
sich der Deutsche Caritasverband mit der Frage aus-
einandersetzen, inwieweit seine Angebote von allen 
Personen unabhängig von ihrer Herkunft genutzt wer-
den können. Dabei genügt es nicht, wenn diese 
Dienste auf dem Papier allen offen stehen. Zu beseiti-
gen sind auch mittelbare Diskriminierungen, die 



 12 

scheinbar neutral indirekte Ausgrenzungsmechanis-
men enthalten. Diese Gesichtspunkte überschneiden 
sich mit dem Prozess der Interkulturellen Öffnung der 
Dienste der Caritas, der u. a. darauf abzielt, dass „die 
Dienstleistungsangebote der Caritas den Bedürfnis-
sen derer entsprechen, die sie in Anspruch nehmen. 
Niemand wird aufgrund seiner ethnischen Herkunft, 
seiner kulturellen Prägung oder weltanschaulichen 
Überzeugung von diesen Angeboten ausgeschlossen. 
Die Einrichtungen und Dienste sind darauf bedacht, 
dass auch verdeckte Zugangsbarrieren und Ausgren-
zungsmechanismen bemerkt und beseitigt werden“20. 
Sowohl im Rahmen der interkulturellen Öffnung wie 
auch zur Verwirklichung der Vorgaben der Antidiskri-
minierungsrichtlinie bedarf es der ständigen Selbstre-
flexion inwieweit das Ziel eines diskriminierungsfreien 
Zugangs zu den Diensten der Caritas erreicht wird. 
Die Richtlinien verbieten jede Ungleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf auf Grund von „Rasse“, eth-
nischer Herkunft, Religion oder Weltanschauung, Be-
hinderung, Alter oder der sexuellen Orientierung. Dar-
an ist auch die verbandliche Caritas als Arbeitgeber 
gebunden. Die einzige Ausnahme ist die Beschäfti-
gung Andersgläubiger: Die Caritas als eine Einrichtung 
in kirchlicher Trägerschaft muss Andersgläubige nicht 
im Kernbereich beschäftigen (Art. 4 Abs. 2 RL 
2000/78/EG).21 Insoweit stehen die Richtlinien nicht im 
Widerspruch zur Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes (kurz GO)22, welche die Zugehörigkeit zur ka-
tholischen Kirche ebenfalls nur bezüglich des Kernbe-
reichs zur Einstellungsvoraussetzung macht. Dem-
nach können kirchliche Dienstgeber pastorale, kate-
chetische sowie in der Regel erzieherische und leiten-
de Aufgaben nur Personen übertragen, die der katho-
lischen Kirche angehören (Art. 3 Abs. 2 GO). Im Übri-
gen können auch Andersgläubige beschäftigt wer-
den.23 
Die Richtlinien sehen vor, dass ein sozialer Dialog zwi-
schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern gefördert 
wird, mit dem Ziel die Verwirklichung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes voranzubringen (Art. 11 
RL 2000/43/EG; Art. 13 RL 2000/78/EG). Dies soll – 
ohne Eingriff in die Tarifautonomie – erreicht werden, 
durch Tarifverträge und Antidiskriminierungsvereinba-
rungen der Tarifpartner, weiter durch Überwachung 
der betrieblichen Praxis, Verhaltenskodizes, For-
schungsarbeiten oder durch den Austausch von Er-
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fahrungen und bewährten Lösungen. 
Auch als Grundlage beschäftigungspolitischer Maß-
nahmen bedarf es einer Selbstreflexion, die aus Zu-
standsbeschreibungen und fortlaufendem Reflexions-
prozess bestehen muss. Mit dem im Folgenden noch 
näher beschriebenen Projekt (unten S. 14 ff.) „Um-
gang mit Fremden: Blick nach innen“ hat der Deut-
sche Caritasverband hier bereits erste Schritte getan. 
Bei diesem Projekt wurde untersucht, wie weit die 
Umsetzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne 
Unterschied auf Grund der „Rasse“ oder der ethni-
schen Herkunft innerhalb der Caritas bereits gelungen 
ist, welche Umstände und Mechanismen dies beför-
dern und welche diskriminierendes Verhalten begüns-
tigen. Die Studie förderte keine spektakulären Befun-
de zu Tage, machte aber deutlich, dass noch wenig 
Problembewusstsein vorhanden ist, ein Reflexions-
prozess und die Einleitung weiterer Schritte zur Um-
setzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes also von 
Nöten sind. 
Auch der vorliegende Leitfaden zur Initiierung und 
Durchführung eines innerverbandlichen Reflexions-
prozesses kann als ein Schritt des Deutschen Cari-
tasverbandes, sich aktiv in den künftigen sozialen Dia-
log einzubringen, angesehen werden. 
Ingesamt kann die Caritas durch geeignete Maßnah-
men zur Überwindung jeder Form von Diskriminierung 
zeigen, dass ihr das Ziel einer pluralistischen Gesell-
schaft, in der alle Menschen friedlich und solidarisch 
miteinander leben, nicht ein bloßes Lippenbekenntnis 
ist. Sie zeigt vorbildhaft, dass die Umsetzung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes nicht an die Gesell-
schaft delegiert werden kann, sondern Aufgabe jedes 
Einzelnen ist und kann sich dementsprechend in der 
Öffentlichkeit positionieren. Weiter nimmt die Caritas 
damit ihre Verantwortung als Arbeitgeber wahr. Sie 
signalisiert an ihre Mitarbeiter, dass sie deren Bedürf-
nisse ernst nimmt, stößt Denkprozesse an und trägt 
so nicht zuletzt zur eigenen Personal- und Qualitäts-
entwicklung bei. 
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Blick nach innen 
 
 Wer sich gegen Diskriminierung engagiert, darf dabei 

den „Balken im eigenen Auge“ nicht übersehen. Der 
Deutsche Caritasverband hat deshalb im Herbst 2001 
eine Studie24 darüber in Auftrag gegeben, welche 
Konsequenzen die Positionen der verbandlichen Cari-
tas zum „Umgang mit Fremden“, zu Diskriminierung 
und Gleichstellung in ihrer täglichen Arbeit haben. 
Mit einem „Blick nach innen“ wurde analysiert, wie 
weit der Gleichbehandlungsgrundsatz innerhalb des 
Verbandes umgesetzt wird und welche Umstände 
dies befördern können. Das Augenmerk richtete sich 
dabei auf die Beschäftigten, die Beschäftigungspraxis 
und den Arbeitsalltag.  
Die Untersuchung bewegt sich auf zwei Ebenen. Die 
Strukturbetrachtung, basierend auf einer Sekundär-
analyse der Beschäftigtendaten des Deutschen Cari-
tasverbandes und quantitativen Angaben aus einzel-
nen Orts-, Kreiscaritasverbänden und Einrichtungen 
wird ergänzt durch Interpretationen und Begründun-
gen von Mitarbeitenden auf allen Funktionsebenen.25 
Hier wurde auf eine breit angelegte, repräsentative 
Erhebung verzichtet und stattdessen mit leitfadenori-
entierten Expertengesprächen in ausgewählten Glie-
derungen bzw. Einrichtungen gearbeitet. Auf diese 
Weise wurden Muster und Konstellationen sichtbar 
gemacht, die den Umgang mit „Fremden“ im Deut-
schen Caritasverband bestimmen oder wenigstens 
maßgeblich prägen. 
Die Frage der Gleichbehandlung wurde anhand der 
Kriterien des gleichen Zugangs zu Beschäftigung, 
gleicher Aufstiegschancen, der Qualifizierung und 
Weiterbildung, der Verteilung von Aufgaben und Ver-
antwortlichkeiten in den Einrichtungen der Caritas 
sowie des respektvollen Umgangs der Beschäftigten 
miteinander untersucht. 

  
Beschäftigte ohne 
deutsche Staatsan-
gehörigkeit 

In den Einrichtungen und Diensten des Deutschen 
Caritasverbandes waren Ende 2001 ca. 480.000 
hauptamtliche Mitarbeiter(innen) beschäftigt. Der An-
teil der Beschäftigten ohne deutschen Pass betrug 
4,9 %. Damit lag ihr Anteil deutlich unter dem Anteil 
der Nichtdeutschen an der Wohnbevölkerung in 
Deutschland von 8,9 %, aber über dem Bundesre-
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publikanischen Durchschnitt von 4,5 % ausländischer 
Beschäftigter im Gesundheits- und Sozialwesen. 
Deutsche Staatsangehörige mit Migrationshintergrund 
wie z.B. Aussiedler konnten auf Grund statistischer 
Vorgaben nicht erfasst werden. 26 
Etwa drei Viertel aller ausländischen Beschäftigten der 
Caritas arbeiten in den Einrichtungen und Diensten 
der Gesundheitshilfe oder der Altenhilfe. In anderen 
Bereichen sind sie nur in geringer Zahl und in Lei-
tungsfunktionen kaum zu finden. 
Im Hinblick auf die Durchsetzung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes ergibt sich bezüglich der anteiligen 
Beschäftigung von Mitarbeiter(inne)n mit Migrations-
hintergrund mithin ein deutlicher Nachholbedarf. 

  
Beschäftigungs- und 
Einstellungspraxis 

Auf der tariflichen Ebene, bei Stellenausschreibungen 
und Bewerbungen besteht formale Gleichbehandlung. 
Eine aktive Einstellungspolitik, um den Anteil von aus-
ländischen Beschäftigten entsprechend ihrem Anteil 
an der Bevölkerung zu erhöhen, gibt es nicht. Gegen 
eine gezielte Förderung oder eine Quotierung wird un-
ter anderem angeführt, dass Angehörige der begüns-
tigten Minoritäten dadurch dem Vorwurf ausgesetzt 
werden, ihre Stelle nicht aufgrund ihrer Qualifikation 
erhalten zu haben. Weiter wird problematisiert, dass 
die deutschen Nutzer(innen) von Einrichtungen und 
Diensten der Caritas möglicherweise ausländische 
Fachkräfte nicht anerkennen: dies sei bei der Stellen-
besetzung zu berücksichtigen.  
  

Umgang miteinander Diskriminierungen wie z. B. herabsetzende Äußerun-
gen sind selten. Mit Blick auf die internen Arbeitsbe-
dingungen wird aber deutlich, dass es bislang keine 
systematische und strukturierte Strategie für den Um-
gang mit Vorurteilen und Konflikten gibt. Auf der Füh-
rungsebene werden sie häufig nicht gesehen. Oft wird 
auch darauf verwiesen, dass die Existenz von Vorur-
teilen bekannt sei, aber die Mitarbeiter(inen) auch kei-
ne „besseren“ Menschen seien als andere, nur weil 
sie bei der Caritas beschäftigt sind. 
Auch in der Mitarbeiterschaft werden Konflikte selten 
offen thematisiert. Es gibt allerdings Hinweise, dass 
der Umgang miteinander vermieden wird, Konflikte 
sich dadurch unterschwellig halten und die Verständi-
gung erschweren. 
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Vermeidungen Die fehlende Kultur und die fehlenden Strategien eines 
offenen Umgangs miteinander werden u. a. deutlich in 
der wechselseitigen Unterstellung eines unterschiedli-
chen fachlichen Verständnisses zwischen Kol-
leg(inn)en unterschiedlicher Herkunft.  
Eine Ungleichverteilung in der Definitionsmacht ist un-
übersehbar. Die Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund haben in dieser Hinsicht selbst dort noch ei-
ne Minderheitenposition, wo sie, wie in den Altenpfle-
geheimen, zahlenmäßig eine starke Gruppe darstel-
len. Auch in den Migrationsdiensten, in denen sie teil-
weise die zahlenmäßig größere Gruppe stellen und die 
Klientel fast gänzlich einen Migrationshintergrund auf-
weist, können die Mitarbeiter(innen) ohne Migrations-
hintergrund zwar zahlenmäßig in die Minderheitensi-
tuation geraten. Die Definitionsmacht über das „richti-
ge“ fachliche Verständnis bleibt jedoch bei ihnen. Die 
Problematik eines fehlenden offenen Umgangs mit 
tatsächlich unterschiedlichen fachlichen Sichtweisen 
oder auch nur per Gruppendefinition unterstellten Un-
terschieden gibt es auch dort. 
Die Schwierigkeit im wechselseitigen Umgang wird 
auch darin deutlich, dass seitens der Mitarbei-
ter(innen) ohne Migrationshintergrund zuweilen Kritik 
mit der Begründung unterlassen wird, dass man nicht 
als ausländerfeindlich erscheinen möchte. Nun kann 
die Vermeidung von Auseinandersetzungen und Prob-
lematisierungen mit einem vermeintlich anderen Be-
deutungsgefüge auch als eine Verhaltensweise des 
Nicht-ernst-Nehmens einer Person interpretiert wer-
den. 

  
Bedeutung der 
Sprache 

Das Thema „Sprache“ ist sehr belastet. Hintergrund 
ist hier eine implizite Gleichsetzung von 
Migrant(inn)enstatus und nicht ausreichenden Kompe-
tenzen in der deutschen Sprache. 
Berichtet wird von einer oftmals mangelnden Bereit-
schaft von Beschäftigten mit schlechten Sprach-
kenntnissen, an Sprachkursen teilzunehmen. Dies 
wird u. a. damit begründet, dass die Teilnahme an 
einem Deutschkursus dem Eingeständnis von Defizi-
ten gleichkäme, und dem Gefühl, sich eine Blöße zu 
geben, weil man schließlich schon zwanzig oder mehr 
Jahre in Deutschland lebt. 
Kommunizieren Beschäftigten mit Migrationshin-
tergrund nicht auf Deutsch, sei es als Kolleg(inn)en 
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untereinander oder im Kontakt mit gleichsprachigen 
Klient(inn)en, wird von Ausgrenzungsgefühlen berich-
tet, die sich bei deutschen Mitarbeiter(inne)n einstel-
len. Es gibt daher Überlegungen, bei Teams auf eine 
„multisprachliche“ Zusammensetzung zu achten. 

  
Sensibilisierungs-
trainings 

Sensibilisierungstrainings oder antirassistische Trai-
nings durchzuführen, wird überwiegend als nicht not-
wendig abgelehnt. Ein Grund dafür ist, dass die Teil-
nahme an entsprechenden Trainings als Entlarvung 
persönlicher Probleme erlebt wird. Weiter wird die 
Aufforderung zur Teilnahme als Angriff auf die eigene 
Professionalität gesehen. Soweit Interesse an der 
Durchführung antirassistischer Trainings oder von 
Sensibilisierungstrainings besteht, geschieht dies im 
Hinblick auf die Klientel, nicht aber im Hinblick auf die 
Kollegen(inn)en mit ihren unterschiedlichen kulturellen 
Hintergründen.  

  
Interkulturelle  
Öffnung der Dienste 

In der Praxis bisher kaum aufzufinden ist eine offensi-
ve und systematische Forcierung der Interkulturellen 
Öffnung im Sinne eines generellen Qualitätsstandards 
der sozialen Arbeit. Entsprechend hat interkulturelle 
Kompetenz als generell wünschenswerte Qualifikation 
für den gesamten Bereich der direkten sozialen 
Dienstleistungen, wie insbesondere der Beratung, 
noch keinen Einzug in die Standard-
Ausschreibungstexte gehalten. 
Die Aufgabe der interkulturellen Öffnung der (anderen) 
Fachdienste wird zumeist den Migrationsdiensten zu-
geordnet. Wird diesen jedoch nicht gleichzeitig eine 
starke Stellung im Verband zugesprochen, bleibt die 
Aufgabenübertragung eher folgenlos. Umgekehrt 
steht der erreichte Stand der Auseinandersetzung mit 
dem Thema interkulturelle Öffnung in direkter propor-
tionaler Beziehung zur Stellung des Migrations-
dienstes im örtlichen Verband. 

  
Toleranz, aber wenig  
Problembewusstsein 

Die Haltung zur Beschäftigung von Personen mit 
Migrationshintergrund lässt sich insgesamt am ehes-
ten als tolerant bezeichnen. Ausgrenzungen, die vor-
kommen, beruhen selten auf bewussten Handlungen. 
Folgende Denkmuster existieren:  
1. Wenn es genug qualifizierte Bewerbbungen gäbe, 
dann wäre „automatisch“ der Anteil von Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund höher.  
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2. Es wäre bedenklich, Sonderstrategien zu fahren, 
das würde zu neuen Ungleichheiten führen.  
3. Die Einstellungspolitik wird aus den Bedarfen der 
Klientel entwickelt.  
Die beiden ersten Muster untermauern den Status 
quo, weil sie implizieren, dass sich die bestehende 
Struktur von selbst ändern wird - oder eben auch 
nicht. Die Konsequenzen des dritten Musters laufen 
zwar möglicherweise auf eine verstärkte Beschäfti-
gung von Personen mit Migrationshintergrund hinaus, 
verdienen aber nicht das Etikett einer bewussten 
Steuerung hin zu gleicher Partizipation in allen Fach-
bereichen und Funktionsbereichen innerhalb der Cari-
tas. 
Die Auseinandersetzung mit dem Thema „Umgang 
mit Fremden“ steht mit Blick auf die Klientel noch in 
den Anfängen. Was die Beschäftigten betrifft, gibt es 
kaum Problembewusstsein. Über das allgemeine Be-
kenntnis hinaus, dass alle Menschen gleichwertig und 
gleich zu behandeln sind, bezieht sich die Umsetzung 
des Gleichheitsgrundsatzes bislang vor allem auf eine 
tarifliche Gleichbehandlung. Einen Handlungsbedarf 
sehen die wenigsten, weil vermeintlich wichtigere 
Themen im Vordergrund stehen. Gezielte Selbstrefle-
xion findet kaum statt. 

  
Handlungsansätze Der DCV hat im Umgang mit Fremden innerhalb des 

Verbandes zwar kaum gravierende Defizite; es man-
gelt aber an ausreichendem Problembewusstsein. Bis 
zur vollen Umsetzung des Gleichstellungsgrundsatzes 
liegt noch ein guter Teil des Weges vor ihm.  
Was im Gesamtbild der untersuchten Verbände und 
Einrichtungen auffällt, ist das Fehlen eines „gemein-
samen Geistes“ – einer Corporate Identity – im Hin-
blick auf diese Thematik. Es wird ein Zustand der 
Nicht-Thematisierung deutlich, auf den sich Strategien 
und Konzeptionen beziehen müssen.  
Die Praxis zeigt, dass es mit entsprechenden Leitbild-
formulierungen und Organisationsentscheidungen auf 
Verbandsebene allein nicht getan ist und weitere 
Steuerungen notwendig sind, z. B. um Abwehrhaltun-
gen aufzuweichen und mit Problemen aktiv umzuge-
hen. Empfohlen wird deshalb u. a. die Durchführung 
eines Reflexionsprozesses, damit es nicht bei wohl-
meinenden Absichtserklärungen bleibt. 
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Positionen des Deutschen Caritasverbandes zur Umsetzung der EU-
Richtlinie zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Un-
terschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft (August 2001) 

 
 Am 29. Juni 2000 hat der Rat der EG auf der Grund-

lage von Art. 13 EGV die Richtlinie zur Anwendung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied 
der Rasse oder der ethnischen Herkunft (Richtlinie 
2000/43/EG) erlassen, am 27. November 2000 folgte 
die Richtlinie zur Festlegung eines allgemeinen Rah-
mens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in 
Beschäftigung und Beruf (Richtlinie 2000/78/EG), 
welche die Diskriminierung wegen Religion, Weltan-
schauung, Nationalität, sexueller Orientierung, Alter 
und Behinderung erfasst. Bei der nun anstehenden 
Umsetzung wird aus Sicht des Deutschen Caritasver-
bandes darauf zu achten sein, dass die beiden Richt-
linien und die jeweils enthaltenen Diskriminierungs-
gründe nicht vermengt werden. Bezüglich der Umset-
zung der Richtlinie zur Anwendung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse 
oder der ethnischen Herkunft sind aus Sicht des 
Deutschen Caritasverbandes folgende Punkte von 
besonderer Bedeutung: 
Effektiver Schutz vor individueller und struktureller 
Diskriminierung ist durch gesetzliche Reglementierung 
allein nicht zu erreichen. Die Veränderung von Verhal-
tensweisen sowie formellen und informellen Kommu-
nikations- und Entscheidungsstrukturen ist eine min-
destens ebenso wichtige Voraussetzung. Der Deut-
sche Caritasverband wendet sich daher gegen eine 
Umsetzung der Richtlinie, die lediglich rechtliche Min-
deststandards erfüllt, und fordert ein umfassendes 
Implementierungskonzept. 
Durch die Richtlinie wird endlich die bestehende 
Rechtsschutzlücke bei Diskriminierung durch Privat-
personen geschlossen. Es darf aber nicht übersehen 
werden, dass auch öffentliche Stellen ausdrücklich in 
den Geltungsbereich der Richtlinie einbezogen sind 
(Art. 3 Abs. 1). Weiter sind nicht nur Regelungen des 
Privatrechts, sondern „sämtliche Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften, die dem Gleichbehandlungsgrund-
satz zuwiderlaufen, aufzuheben“ (Art. 14), ebenso alle 
Verträge, Statuten, Satzungen etc.. Bei der Umset-
zung der Richtlinie darf es aus Sicht des Deutschen 
Caritasverbandes folglich nicht zur Konzentration auf 
den zivil- und arbeitsrechtlichen Bereich, sondern 
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muss es zu einem umfassenden Normbereinigungs-
verfahren in allen Bereichen kommen.  
Nicht unter den Anwendungsbereich der Richtlinie fällt 
die unterschiedliche Behandlung auf Grund der 
Staatsangehörigkeit oder des Aufenthaltstatus (Art. 3 
Abs. 2). In Konsequenz daraus sind Regelungen, die 
wie die Visumspflicht oder die Aufenthaltsgenehmi-
gungspflicht an der Staatsangehörigkeit und solche 
die wie beispielsweise das Asylbewerberleistungsge-
setz am Aufenthaltstatus fest machen, keine verbote-
ne Ungleichbehandlung. Obwohl von der Richtlinie 
mithin nicht gefordert, sollte jedoch in diesem Bereich 
ein Normüberprüfungsverfahren dahingehend stattfin-
den, ob die Anknüpfung an die Staatsangehörigkeit 
jeweils sinnvoll und inhaltlich wie auch gesellschafts-
politisch gerechtfertigt ist. Gleichzeitig bedarf es in-
tensiver Aufklärungsarbeit auf allen gesellschaftlichen 
Ebenen, insbesondere auch bei den Betroffenen, um 
enttäuschten Hoffnungen vorzubeugen. 
Die Richtlinie sieht eine Beweislasterleichterung zu-
gunsten diskriminierter Personen vor (Art. 8). Dem-
nach muss eine Diskriminierung nicht bewiesen wer-
den, es genügt, wenn sie glaubhaft gemacht wird. In 
Anbetracht der Rechtsprechung des EuGH zur Be-
weiserleichterung ist aber auch eine Glaubhaftma-
chung nur mit hohem Aufwand möglich. Der Deut-
sche Caritasverband begrüßt daher die Initiative der 
Kommission, die Regeln zur Beweislasterleichterung 
bei Diskriminierung weiter zu verbessern. 
Bedauerlicherweise müssen die einzurichtende/n Stel-
le/n zur Förderung der Gleichbehandlung aller Perso-
nen ohne Diskriminierung auf Grund der Rasse oder 
der ethnischen Herkunft, anders als im ursprünglichen 
Richtlinienentwurf vorgesehen, nicht unabhängig, 
sondern können „Teil einer Einrichtung“ sein (Art. 13). 
Der Deutsche Caritasverband lehnt jedoch aus ver-
schiedenen Gründen die Ansiedlung derartiger Stellen 
bei staatlichen Einrichtungen ab: Zum einen können 
unabhängige Untersuchungen auf allen gesellschaftli-
chen Ebenen, wie sie die Richtlinie fordert, nur durch 
unabhängige Stellen geleistet werden. Zum anderen 
benötigen die Betroffenen Ansprechpartner, denen sie 
uneingeschränkt vertrauen. Das ist bei Behörden nicht 
immer der Fall. Die Stellen müssen folglich unabhän-
gig und mit allen jeweils nötigen Kompetenzen, um 
wirksam gegen Diskriminierung vorzugehen, eigenem 
Etat sowie Personal ausgestattet sein. Neben einer 
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Stelle auf Bundesebene sollten Antidiskriminierungs-
stellen bzw. -beauftragte auf Länderebene sowie in 
allen gesellschaftlich relevanten Bereichen eingerichtet 
werden. Die Kompetenzen, Ressourcen und Aufga-
ben auch dieser Stellen bzw. Beauftragten sollten ge-
setzlich fixiert sein. Sinnvoll wäre auch die Einrichtung 
von Hot-Lines, die Personen, die sich auf Grund von 
Rasse oder ethnischer Herkunft diskriminiert fühlen, 
eine erste (anonyme) Kurzberatung und Informationen 
über geeignete Anlaufstellen geben können. Beste-
henden Netzwerken und Antidiskriminierungsbüros 
dürfen bei der Schaffung neuer Strukturen und Ein-
richtungen allerdings nicht unter dem Hinweis auf 
Synergieeffekte Ressourcen entzogen werden.  
Der Deutschen Caritasverband lehnt die häufig geäu-
ßerte Auffassung, gegen Vorurteile helfen keine Ge-
setze, weshalb Strafen und Schadensersatz nichts 
brächten, ab. Erfahrungen in England und den USA 
haben gezeigt, dass neben erzieherischen auch recht-
liche Maßnahmen stehen müssen. Die Rechts-
schutzmöglichkeiten (Art. 7) müssen daher verbessert 
und wirksame Sanktionen (Art. 15) festgelegt werden. 
Dazu schlagen wir im Einzelnen vor: 
 Da die Kosten und Schwierigkeiten eines ordentli-

chen Gerichtsverfahrens abschreckend wirken, 
muss stärker über die Möglichkeiten der Prozess-
kostenhilfe aufgeklärt werden. 

 Zur Unterstützung von beschwerten Personen und 
deren Vertretung durch Verbände sollte ein 
Rechtsberatungsfond zur Klärung grundlegender 
Rechtsfragen eingerichtet werden, der z. B. gu-
tachterliche Tätigkeiten oder Musterprozesse fi-
nanzieren kann, wenn keine Prozesskostenhilfe 
möglich oder sonstiger Rechtsschutz gegeben ist. 

 Betroffene sind häufig aus Angst vor weiterer Re-
pression oder vergleichbaren Gründen selbst nicht 
in der Lage ihre Rechte durchzusetzen. Daher soll-
te die Möglichkeit geschaffen werden, dass Ver-
bände und Organisationen in weit stärkerem Maße 
als bisher im Namen der Betroffenen (Art. 7 
RL 2000/43/EG) deren Rechte durchsetzen kön-
nen. 

 Bei Rechtswegen mit Anwaltszwang könnte dar-
über nachgedacht werden, ob die Vertretung nicht 
durch einen Anwalt, sondern durch entsprechend 
ausgebildete Mitarbeiter von Verbänden ermöglicht 
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wird.  
 Die Möglichkeiten einer zivilrechtlichen Unterlas-

sungsklage sollten auf den Anspruch auf die Unter-
lassung diskriminierenden Verhaltens ausgedehnt 
werden. 

 Es muss die Möglichkeit geben, Schäden nicht nur 
in Form der Naturalrestitution auszugleichen, die in 
Diskriminierungsfällen häufig nicht möglich ist oder 
zu unzumutbaren Ergebnissen führen kann, son-
dern durch einen in der Höhe abschreckend wir-
kenden Schadensersatz in Geld. 

Bei der Verfolgung von Privatklagedelikten (Beleidi-
gungen/Verleumdungen) gem. § 376 StPO sollte das 
„öffentliche Interesse“ neu definiert werden: Die Ver-
folgung diskriminierenden Verhaltens muss im öffentli-
chen Interesse liegen, so dass bei derartigen Taten 
Klage durch die Staatsanwaltschaft und nicht durch 
den Betroffenen erhoben wird. 

 

Positionspapier des Deutschen Caritasverbandes  zur Umsetzung der 
Richtlinie 2000/43/EG zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsat-
zes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft (Juli 2003) 

 
 Nach Auffassung des Deutschen Caritasverbandes ist 

die Antidiskriminierungsgesetzgebung ein wichtiges 
Instrument, welches nicht nur für Migrantinnen und 
Migranten von Bedeutung ist, sondern auch für Sen-
sibilisierung in der Öffentlichkeit sorgen könnte und 
der Bekämpfung von Diskriminierung dient. Bislang 
fehlt es in Deutschland an einem Antidiskriminie-
rungsgesetz und an einer etablierten Infrastruktur von 
Beratungsstellen, die den Opfern von rassistischer 
Diskriminierung gezielt Beratung anbieten oder in Dis-
kriminierungsfällen als Vermittler auftreten können. Die 
sogenannte Gleichstellungs- bzw. Antirassismusricht-
linie der EG (Richtlinie 2000/43/EG) gibt dem deut-
schen Gesetzgeber nun auf, bis Mitte Juli 2003 ein 
entsprechendes Instrumentarium zur Überwindung 
rassistischer Diskriminierung zu schaffen.27 
Die Richtlinie 2000/43/EG stellt zwar an sich bereits 
einen wichtigen Fortschritt in der Überwindung von 
Ausgrenzung und rassistischer Diskriminierung dar, 
da sie zwingend verlangt, einen Mindestschutz in fast 
allen gesellschaftlich relevanten Bereichen einzufüh-
ren. Wie effektiv sie tatsächlich sein wird, hängt aber 
von der Art ihrer Umsetzung in nationales Recht und 
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von ihrer Wirkung in alle gesellschaftlichen Bereiche 
hinein ab. Da die Antirassismusrichtlinie fast alle Le-
bensbereiche berührt, darf sich ihre Umsetzung nicht 
allein auf den zivilrechtlichen Teil konzentrieren. Neben 
Änderungen im Zivilrecht bedarf es insbesondere 
auch der Änderung bzw. Ergänzung einer Vielzahl 
verwaltungsrechtlicher und sozialrechtlicher Vorschrif-
ten. Weiter ist effektiver Schutz vor individueller und 
struktureller Diskriminierung nur über ein in die Gesell-
schaft hinein wirkendes Implementierungskonzept zu 
erreichen.  
Die Erfahrungen in anderen europäischen Staaten ha-
ben gezeigt, dass ein Konzept zur Überwindung von 
Diskriminierung Maßnahmen zur Änderung von Ein-
stellungen und solche zur Bekämpfung diskriminie-
render Verhaltensweisen – also ein Gesetz mit Ge- 
und Verboten sowie Sanktionen - enthalten muss. Die 
Richtlinie 2000/43/EG sieht entsprechende Maßnah-
men vor. Auf einige dieser Maßnahmen, sei hier näher 
eingegangen. 

  
Sozialer Dialog Die Richtlinie sieht vor, dass der soziale Dialog zwi-

schen Arbeitgebern und Arbeitnehmern gefördert 
wird, mit dem Ziel die Verwirklichung des Gleichbe-
handlungsgrundsatzes voranzubringen (Art. 11 RL 
2000/43/EG). Dies soll – ohne Eingriff in die Tarifauto-
nomie – erreicht werden, durch Tarifverträge und An-
tidiskriminierungsvereinbarungen der Tarifpartner, wei-
ter durch Überwachung der betrieblichen Praxis, Ver-
haltenskodizes, Forschungsarbeiten oder durch den 
Austausch von Erfahrungen und bewährten Lösun-
gen. 
Mit seinem Projekt „Umgang mit Fremden - Blick 
nach innen“ hat der Deutsche Caritasverband hier be-
reits Vorleistungen erbracht und Erfahrungen gesam-
melt. Bei diesem Projekt wurde untersucht, wie weit 
die Umsetzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
innerhalb der Caritas bereits gelungen ist, welche 
Umstände und Mechanismen dies befördern und wel-
che diskriminierendes Verhalten begünstigen. Im 
Zentrum stand dabei die Frage, welche Konsequen-
zen im Umgang mit Fremden die Positionen der Cari-
tas tatsächlich in der alltäglichen Arbeit, im Umgang 
der Mitarbeiter(innen) mit den Kolleg(inn)en haben. 
Weiter erarbeitet der Deutsche Caritasverband im 
Rahmen eines XENOS-geförderten Projektverbundes 
einen Leitfaden zur Initiierung und Durchführung eines 
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innerverbandlichen Reflexionsprozesses. Aufbauend 
auf diese Erfahrungen bietet der Deutsche Caritasver-
band an, sich und seine ca. 480.000 Mitarbei-
ter(innen) aktiv in den künftigen sozialen Dialog einzu-
bringen. 

  
Dialog mit Nichtre-
gierungsorganisatio-
nen 

Die Richtlinie fordert weiter, dass die Bundesregierung 
in einen Dialog mit Nichtregierungsorganisationen ein-
tritt, die ein Interesse haben, sich an der Bekämpfung 
von Diskriminierung zu beteiligen und den Grundsatz 
der Gleichbehandlung zu fördern (Art. 12 
RL 2000/43/EG). 
Der Deutsche Caritasverband ist einem Menschenbild 
verpflichtet, wonach „jeder Mensch einmalig als Per-
son ist und eine ihm von Gott gegebene unverfügbare 
Würde besitzt“28. Diesem Bild zuwider laufen diskrimi-
nierende Ausgrenzungen und die Ängste in der Ge-
sellschaft vor dem vorgeblich Fremden. Die strukturel-
le Ausgrenzung der ,Anderen‘, die Konfrontation mit 
Vorurteilen, Distanz und Ablehnung durch die Mehr-
heitsgesellschaft ist eine zentrale Problemstellung, der 
sich auch die soziale Arbeit der Caritas stellt. Sie tritt 
dabei „gesellschaftlichen und politischen Entwicklun-
gen entgegen, die zur Benachteiligung von Einzelnen 
(...) oder zur Ausgrenzung gesellschaftlicher Gruppen 
führen.“29 
Der Deutsche Caritasverband, der sich als Anwalt und 
Partner Benachteiligter versteht, ist bereit Mitverant-
wortung für die Entwicklung bedarfsgerechter sozialer 
Infrastrukturen zu übernehmen. Damit verbindet er 
das Angebot an die Bundesregierung als Partner im 
Dialog am Aufbau einer Gesellschaft mitzuwirken, „in 
der Vorurteile keinen Platz haben und Minderheiten 
geschützt werden, in dem alle am Gemeinwohl teilha-
ben und ihren Beitrag dazu leisten.“30 

  
Stellen, die mit der 
Förderung der 
Gleichbehandlung 
befasst sind. 

Die Richtlinie 2000/43/EG sieht vor, dass mindestens 
eine Stelle bezeichnet werden muss, deren Aufgabe 
es ist, die Verwirklichung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes zu fördern. Zu ihren Zuständigkeiten soll 
u. a. gehören, Opfer von Diskriminierung – auch auf 
dem Rechtsweg - zu unterstützen und ihren Be-
schwerden nachzugehen. Weiter sollen Untersuchun-
gen, Berichte und Empfehlungen erstellt werden 
(Art. 13 RL 2000/43/EG). Der Verweis auf die bisheri-
ge Arbeit der Aus-länderbeauftragten oder eine ver-
waltungsinterne „Umwidmung“ von deren Arbeit kann 
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die Einrichtung einer derartigen Stelle nicht ersetzen. 
Bedauerlicherweise muss die Stelle, anders als im ur-
sprünglichen Richtlinienentwurf vorgesehen, nicht un-
abhängig, sondern kann „Teil einer Einrichtung“ sein. 
Der Deutsche Caritasverband lehnt die Ansiedlung 
einer derartigen Stelle bei einem Ministerium oder ei-
ner anderen staatlichen Behörde ab. Unabhängige 
Untersuchungen auf allen gesellschaftlichen Ebenen 
und die Unterstützung der Opfer, wie sie die Richtlinie 
fordert, können nur durch unabhängige Stellen geleis-
tet werden. Insbesondere in Bezug auf institutionelle 
Diskriminierung wird eine Stelle, die bei einer Behörde 
angesiedelt ist, in Zielkonflikte geraten. 
Vorstellbar – und dem Wortlaut der Richtlinie gerecht 
werdend - ist, die Stelle beim 2001 gegründeten 
Deutschen Institut für Menschenrechte (DIMR) anzu-
siedeln. Eine eigenständige, unabhängige Gleichstel-
lungsstelle ist allerdings vorzuziehen. Um die Bedeu-
tung der Stelle zu betonen, soll sie auf einer gesetzli-
chen Grundlage oder wie das DIMR auf Beschluss 
des Bundestages  und nicht auf dem Verordnungs-
weg eingerichtet werden. Sie muss, um wirksam ge-
gen Diskriminierung vorzugehen, mit allen jeweils nö-
tigen Kompetenzen, eigenem Etat sowie Personal 
ausgestattet sein. 
Zur Umsetzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
sollten neben einer Stelle auf Bundesebene Antidis-
kriminierungsstellen bzw. -beauftragte auf Länder-
ebene installiert werden. Auch die Kompetenzen und 
Aufgaben dieser Stellen bzw. Beauftragten müssen 
gesetzlich fixiert und ihre Finanzierung gesichert sein. 
Zu ihren Aufgaben sollte Öffentlichkeitsarbeit, die 
Durchführung von Sensibilisierungskampagnen, Do-
kumentation und Information gehören. 
Auf kommunaler Ebene müssen vorhandene Antidis-
kriminierungsbüros bzw. vergleichbare Einrichtungen 
gestärkt und – wo nicht vorhanden - neu eingerichtet 
werden. 
Auch hier kann der Deutsche Caritasverband auf sei-
ne Bereitschaft verweisen, eigene Leistungen einzu-
bringen, um die erfolgreiche Umsetzung der Antidis-
kriminierungsrichtlinien zu unterstützen. Schon jetzt 
leisten die Migrationsdienste der Caritas wertvolle Ar-
beit auf dem Feld der Antidiskriminierungsarbeit, die 
sie noch weiter ausbauen werden und in eine Bera-
tungsinfrastruktur einbringen können. 
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Ein Antidiskriminie-
rungsgesetz muss 
ein politisches Signal 
gegen rassistische 
Diskriminierung  
setzen. 

Das Antidiskriminierungsgesetz soll (auch) ein Signal 
gegen rassistische Diskriminierung setzen. Eine Anti-
diskriminierungsgesetzgebung darf sich deshalb nicht 
darauf beschränken, bestehende Gesetze zu ändern 
bzw. zu ergänzen. Es benötigt daneben eine inhaltli-
che und gedankliche Klammer. Das Antidiskriminie-
rungsgesetz muss daher auch einen eigenständigen 
Regelungsbereich beinhalten: ein Antidiskriminie-
rungsgesetz im engeren Sinn. Andernfalls würde die 
rechts- und gesellschaftspolitisch wichtige Signalwir-
kung entfallen, die eine Berufung auf einen konkreten 
Paragraphen im Antidiskriminierungsgesetz bedeutet 
– sei es in einem Urteil, einem Aufsatz oder sei es in 
einer Pressemeldung. 
Ziel muss es also sein, symbolische Wirkung zu erzie-
len und ein integratives Antidiskriminierungsrecht mit 
effektiver Befriedungs- und Kompensationswirkung zu 
schaffen.31 Ein Vorbild könnte das Gesetz zur Gleich-
stellung behinderter Menschen und zur Änderung an-
derer Gesetze von 2002 sein.32 Hier werden in einem 
Behindertengleichstellungsgesetz (Art. 1 des Geset-
zes zur Gleichstellung behinderter Menschen) Ziele 
definiert, spezielle Maßnahmen zur Barrierefreiheit ge-
troffen und ein Verbandsklagerecht eingeführt. 
Daneben enthält das Behindertengleichstellungsge-
setz eine Vielzahl an Änderungen anderer Gesetze 
(Art. 2-53 des Gesetzes).  
Entsprechend dem Behindertengleichstellungsgesetz 
könnte ein Artikelgesetz zur Umsetzung der Richtlinie 
2000/43/EG als Artikel 1 ein Antidiskriminierungsge-
setz mit Definitionen, Fördermaßnahmen, Sanktionen 
und Verbandsklagerecht und in weiteren Artikeln die 
notwendigen Änderungen und Ergänzungen gelten-
den Rechts enthalten. 

  
Schutz vor  
Viktimisierung 

Zu Viktimisierung kann es kommen, wenn sich Opfer 
und Täter im täglichen Leben nicht ausweichen kön-
nen und wenn das Opfer auf Grund seiner Gegen-
wehr ein weiteres Mal benachteiligt wird. Art. 9 
RL 2000/43/EG sieht deshalb vor, dass die Mitglied-
staaten die erforderlichen Maßnahmen treffen, um 
den Einzelnen vor Benachteiligungen zu schützen, die 
als Reaktion auf eine Beschwerde oder auf die Einlei-
tung eines Verfahrens zur Durchsetzung des Gleich-
behandlungsgrundsatzes erfolgen. 
Als Beispiel für einen gesetzlichen Viktimisierungss-
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chutz könnte § 75 Betriebsverfassungsgesetz dienen, 
der ein Beschwerderecht und einen Schutzanspruch 
vorsieht. Um Viktimisierung zu vermeiden, sollte weiter 
ein Verfahren entwickelt werden, das zunächst den 
außergerichtlichen Ausgleich sucht und Schadens-
wiedergutmachung und Versöhnung anstrebt. Als In-
strument käme die Mediation (Konfliktschlichtung) in 
Betracht: Die Betroffenen sollen mit Hilfe eines aus-
gebildeten Mediators einvernehmlich selbst eine Lö-
sung ihres Konflikts erarbeiten. 
Ob der Schutz vor Viktimisierung Zeugen umfassen 
muss, macht der Wortlaut der Richtlinie nicht deutlich. 
Da Zeugen häufig ähnlich unter Druck geraten, wie 
das Opfer selbst, muss auch zu deren Schutz ein ent-
sprechendes Instrumentarium geschaffen werden. 

  
Sanktionierung Die Richtlinie sieht vor, dass die Mitgliedstaaten Sank-

tionen festlegen, die bei einem Verstoß gegen die ein-
zelstaatlichen Vorschriften zur Anwendung der Richtli-
nie zu verhängen sind, und sie alle geeigneten Maß-
nahmen ,treffen, um deren Durchsetzung zu gewähr-
leisten.(Art. 15 RL 2000/43/EG). 
Folgende Maßnahmen sollten ergriffen werden: 
 Der Schutz der Persönlichkeit sollte neben Leben, 

Körper und Gesundheit als weiteres personales 
Schutzgut in § 823 BGB aufgenommen werden.33 

 Es muss ein effektiver Unterlassungsanspruch ge-
schaffen werden. 

 Es muss die Möglichkeit geben, Schäden nicht nur 
in Form der Naturalrestitution auszugleichen. Ins-
besondere das Mittel des Kontrahierungszwanges 
ist nur sehr vorsichtig einzusetzen. Naturalrestituti-
on und Kontrahierungszwang sind ein schwerwie-
gender Eingriff in die Vertragsfreiheit und können in 
Diskriminierungsfällen zu unzumutbaren Ergebnis-
sen führen. Regelmäßig dürfte ein in der Höhe ab-
schreckend wirkender Schadensersatz in Geld der 
Situation angemessener sein. 

 Es muss ein expliziter, spürbarer Schmerzensgeld-
anspruch vorgesehen werden, da durch Diskrimi-
nierung häufig gerade kein ausgleichspflichtiger fi-
nanzieller Schaden entsteht, sondern psychische 
Belastungen. Zumindest in Fällen schwerer Diskri-
minierung soll der Anspruch nicht den im deut-
schen Rechtssystem üblichen, engen Vorausset-
zungen zum Nachweis einer psychischen Verlet-
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zung unterliegen: Wie bei einer schweren Körper-
verletzung sagt auch bei einer schweren Diskrimi-
nierung die Lebenserfahrung, dass das Opfer 
Schmerzen erleidet. Es sollte den Opfern daher 
nicht zugemutet werden, mit Hilfe von Gutachtern 
darzulegen, wie intensiv sie sich durch die Diskri-
minierung getroffen fühlen und ob sie in gerichts-
verwertbarer Weise darunter leiden. 

  
Verbandsklagerecht Es fällt Betroffenen häufig schwer, ihre Rechte geltend 

zu machen, weil sie aus Angst vor weiterer Repressi-
on oder aus vergleichbaren Gründen dazu nicht wil-
lens oder in der Lage sind. Die Richtlinie sieht daher 
ein sogenanntes Verbandsklagerecht vor. Demnach 
sollen sich Verbände und Organisationen im Namen 
der Betroffenen oder zu deren Unterstützung und mit 
deren Einwilligung an Gerichts- und/oder Verwal-
tungsverfahren beteiligen können (Art. 7 Abs. 2 RL 
2000/43/EG).  
Vorbilder, an denen sich die Ausgestaltung der Ver-
bandsklage orientieren könnte, gibt es im Umwelt-
schutz oder Verbraucherschutz und im Behinderten-
gleichstellungsgesetz: Das BGG sieht vor, dass Verei-
ne klagebefugt sind, denen das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Arbeit – auf Vorschlag des Beirates 
für die Teilhabe behinderter Menschen - eine Aner-
kennung erteilt hat (§ 13 BGG). Im Verbraucherschutz 
sind Verbände anspruchsberechtigt, die - auf Antrag - 
in eine Liste qualifizierter Einrichtungen beim BVA auf-
genommen worden sind (§§ 3, 4 UKlaG). Im Umwelt-
schutz können Vereine Rechtsbehelfe einlegen, denen 
– auf Antrag – vom Bundesumweltministerium eine 
Anerkennung erteilt worden ist (§§ 59, 61 BNatSchG). 
Eine Regelung, wonach Verbände, die auf Antidiskri-
minierungsarbeit spezialisiert sind, anders als die o-
ben aufgeführten Beispiele nur nach Einzelfallprüfung 
durch das jeweils angerufene Gericht verbandsklage-
berechtigt sein sollen, ist ungeeignet. Dies würde zu 
erheblicher Rechtsunsicherheit führen, da nicht vor 
Einleitung des Verfahrens offensichtlich wäre, ob der 
jeweilige Verband zum Verfahren zugelassen ist. Diese 
Unsicherheit dürfte die meisten Betroffenen daran 
hindern, einen Verband hinzuzuziehen. Die klagebe-
rechtigten Verbände sollten daher, wie bei den bereits 
bekannten Verbandsklagearten, zentral zugelassen 
und/oder in einer Liste geführt werden. 
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Rechtsberatung Diskriminierungsfälle unterscheiden sich in der Regel 
von den üblichen Rechtsfällen insbesondere des Zivil-
rechts. Zumeist geht es nicht allein darum, einen be-
stimmten Anspruch durchsetzen zu wollen, und des-
halb rechtlichen Rat zu suchen. Es geht vielmehr um 
Menschen, die in ihrer Würde verletzt worden sind, 
und die mindestens im gleichen Umfang wie rechtli-
che auch soziale oder therapeutische Hilfe bzw. Bera-
tung suchen. Eine Grenze zwischen allgemeiner Bera-
tung und Rechtsberatung zu ziehen, ist in Diskriminie-
rungsfällen folglich kaum möglich. Es sollten daher 
entsprechend geschulte Berater zumindest zu einer 
Erstberatung zugelassen werden. 
Problematisch ist die Frage, inwieweit auch eine Pro-
zessvertretung zugelassen werden sollte. Hier könn-
ten die Regelungen des Arbeitsgerichtsgesetzes als 
Vorbild dienen, die es zulassen, dass vor Arbeitsge-
richten auch Gewerkschaften und Arbeitgeberverbän-
de parteifähig und prozessvertretungsbefugt sind 
(§§ 10, 11 ArbGG). Es gilt allerdings zu bedenken, 
dass diese Verbände über entsprechende Rechtsab-
teilungen verfügen und ihnen daher auch das nötige 
Know-how zur Führung eines Prozesses zur Verfü-
gung steht. Das wird bei kleineren Antidiskriminie-
rungsbüros meist nicht der Fall sein. Schon wegen 
Haftungsfragen sollte also mit einer Prozessvertretung 
durch Verbände oder Vereine sehr vorsichtig umge-
gangen werden. 

  
Einbeziehung der 
Staatsangehörigkeit 

Ausdrücklich vom Anwendungsbereich der Richtlinie 
ausgenommen ist die unterschiedliche Behandlung 
auf Grund der Staatsangehörigkeit (vgl. Art. 3 Abs. 2 
RL 2000/43/EG).  
Es ist zu erwarten, dass die Abgrenzung von verbote-
ner ethnisch motivierter Ungleichbehandlung und er-
laubter Ungleichbehandlung wegen der Staatsange-
hörigkeit in vielen Fällen schwierig sein und deshalb 
die Gerichte beschäftigen wird. Auch kann es dem 
gesellschaftlichen Klima - unabhängig von der Frage, 
ob eine Ungleichbehandlung erlaubt ist - nur schaden, 
wenn beispielsweise der Zugang zu bestimmten Be-
rufen wie Arzt, Apotheker oder Schornsteinfeger un-
abhängig von Ausbildung oder Können nur auf Grund 
der Staatsangehörigkeit verweigert wird.  
Die Bundesregierung vertrat noch 1999 die Auffas-
sung, dass zu prüfen sei, ob bestehende unterschied-
liche Regelungen für Deutsche und Ausländer aufge-
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hoben werden können, und zudem bei jedem Recht-
setzungsakt eingehend geprüft werden soll, ob unter-
schiedliche Regelungen für Deutsche und Ausländer 
sachlich gerechtfertigt sind.34 Sie ist nun gefordert, 
ihre damaligen Vorstellungen in die Realität umzuset-
zen. Obwohl von der Richtlinie nicht gefordert, sollte 
also geprüft werden, ob die Anknüpfung einer Rege-
lung an die Staatsangehörigkeit jeweils sinnvoll und 
inhaltlich wie auch gesellschaftspolitisch gerechtfertigt 
ist. 

 

Eckpunkte für einen Prozess der interkulturellen Öffnung der Dienste und 
Einrichtungen der verbandlichen Caritas (Entwurf, Stand 27.01.04) 

 
 Der Zentralrat des Deutschen Caritasverbandes hat 

am 17. Oktober 2001 in Osnabrück Grundsätze, Ziele 
und Eckpunkte für die interkulturelle Öffnung der Cari-
tas beraten, ergänzt und zur verbandsinternen Dis-
kussion freigegeben. Der Zentralrat hat den Ge-
schäftsführenden Vorstand beauftragt, einen ver-
bandsinternen Diskussionsprozess zu initiieren und zu 
organisieren.  Ein verbandweiter Diskussionsprozess 
wurde mit Hilfe eines Leitfadens eingeleitet und 
durchgeführt. Die Ergebnisse dieses Diskussionspro-
zesses sind in einer zweiten Fassung des Papiers ein-
geflossen und vom Geschäftsführenden Vorstand zur 
weiteren verbandsinternen Diskussion freigegeben 
worden 

  
Intentionen und Ziel-
gruppen 
 
Interkulturelle Öffnung 
als qualitätsorientiertes 
Handlungsmodell der 
Zukunft 

Die gesellschaftlichen Entwicklungen des 
20. Jahrhunderts haben in Deutschland zu einer 
wachsenden kulturellen Vielfalt geführt. Der Deutsche 
Caritasverband möchte sich durch ei-nen Prozess in-
terkultureller Öffnung gemäß dieser veränderten Reali-
täten qualifizieren. Die hier formulierten Eckpunkte sol-
len dabei Orientierung geben sowie allgemeine Leitli-
nien, verbindliche Prinzipien und ein gemeinsames 
Verständnis der Grundlagen eines solchen Prozesses 
festhalten. Während hier der Rahmen des Prozesses 
abgesteckt wird, sind Hinweise zur konkreten Umset-
zung in die Praxis Gegenstand eines Konzepts zur 
interkulturellen Öffnung, das derzeit im Auftrag des 
Zentralrats als allgemeine Handlungsempfehlung für 
den Bereich der verbandlichen Caritas erarbeitet wird.  
In vielen Diensten und Einrichtungen der verbandli-
chen Caritas wird bereits intensiv mit Menschen un-
terschiedlicher kultureller Herkunft gearbeitet. Dies 
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lässt jedoch noch nicht per se auf eine konsequente 
interkulturelle Öffnung der verbandlichen Dienste und 
Einrichtungen schließen. Der Deutsche Caritasver-
band möchte mit diesen Eckpunkten einen interkultu-
rellen Öffnungsprozess innerhalb der verbandlichen 
Caritas einleiten und ihm ein einheitliches Profil geben. 

  
Adressatinnen und 
Adressaten 
 

Die Eckpunkte für einen Prozess der interkulturellen 
Öffnung der Dienste und Einrichtungen der verbandli-
chen Caritas richten sich an die Gliederungen des 
Deutschen Caritasverbandes, an die Träger von 
Diensten und Einrichtungen sowie an die haupt- und 
ehrenamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, ins-
besondere an die Leitungskräfte. Sie alle sollen dazu 
beitragen, einen Prozess interkultureller Öffnung in 
den Diensten und Einrichtungen der verbandlichen 
Caritas nach dem hier formulierten Verständnis einzu-
leiten oder fortzuführen und die verschiedenen Schrit-
te gemäß der jeweiligen Gegebenheiten und Erforder-
nisse vor Ort zu präzisieren und weiterzuentwickeln. 

  
Verantwortlichkeiten Die interkulturelle Öffnung der Dienste und Einrichtun-

gen der verbandlichen Caritas ist ein langfristiger Pro-
zess, der mit Angeboten von Organisations- und Pra-
xisberatung, Fortbildung und Evaluation begleitet und 
gefördert werden muss. Dieser Prozess bewegt sich 
im Spannungsfeld zwischen den hier formulierten An-
sprüchen und den Möglichkeiten einer Umsetzung, 
die an zeitliche und finanzielle Ressourcen gebunden 
sind.  
Der Deutsche Caritasverband wird sich für die 
Erschließung dieser Ressourcen sowie für die 
Sicherung der notwendigen Rahmenbedingungen 
eines solchen Prozesses einsetzen. Dies bedeutet 
auch, dass er das Erfordernis interkultureller Öffnung 
in Politik und Gesellschaft sowie gegenüber den 
Zuschussgebern deutlich vertritt. 

  
Gesellschaftspolitische 
Positionierung 

Mit der interkulturellen Öffnung seiner Einrichtungen 
und Dienste setzt der Deutsche Caritasverband auch 
ein Signal in Gesellschaft und Politik. Der Verband 
sieht in der interkulturellen Öffnung der Gesellschaft 
und ihrer Institutionen eine wesentliche Voraussetzung 
für eine gelungene Integration im Sinne der Teilhabe 
aller an allen gesellschaftlichen Prozessen. 
Im Rahmen ihrer Struktur und Möglichkeiten35 will die 
verbandliche Caritas dieser Forderung durch die inter-
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kulturelle Öffnung ihrer eigenen Dienste und Einrich-
tungen Nachdruck verleihen und ein innovatives Bei-
spiel geben. 

  
Notwendigkeit einer 
Neuorientierung 
 
Ausgangslage 

In Deutschland leben Menschen mit unterschiedlichen 
Einstellungen und Lebensweisen, Traditionen, Wert-
vorstellungen und Sozialformen. Als eine Folge der 
Globalisierung, der Jahr-zehnte währenden Migration 
und des Zusammenwachens Europas hat sich eine 
Vielfalt von religiösen, ethischen und weltanschauli-
chen Überzeugungen, von sozialer Zugehörigkeit und 
von Formen der Lebensgestaltung entwickelt. Der 
Umgang und die Integration von Fremdem und Frem-
den sind sowohl für den Staat als auch für die Gesell-
schaft oft problematisch. Das führt in manchen Berei-
chen des gesellschaftlichen und kulturellen Lebens zu 
Distanzierungen und Ausgrenzungen wegen ethni-
scher und weltanschaulicher Verschiedenheit. Gleich-
zeitig sind durch die anhaltende Migration die Lebens-
lagen und -situationen von Migrantinnen und Migran-
ten differenzierter geworden, so dass ihre Versor-
gungs- und Beratungsbedürfnisse inzwischen genau-
so vielfältig sind wie die der angestammten Bevölke-
rung. 

  
Ausgrenzungen über-
winden 

Nicht nur aufgrund von offener Ausgrenzung oder 
Diskriminierung finden Menschen oft trotz akuten Be-
darfs nur eingeschränkt Zugang zu den Diensten und 
Einrichtungen der sozialen und gesundheitlichen Ver-
sorgung. Häufig stehen dem Barrieren wirtschaftli-
cher, sozialer oder kultureller Art im Wege. In beson-
derem Maße sind davon Migrantinnen und Migranten 
betroffen, da es für sie vor der Inanspruchnahme so-
zialer und gesundheitlicher Hilfen oft eine große 
sprachliche Hürde zu nehmen gilt, sie nicht um die 
Möglichkeit solcher Hilfen wissen oder diese aus un-
terschiedlichen Gründen nicht in Betracht ziehen. 
Das christliche Menschenbild und die ethische 
Selbstverpflichtung der verbandlichen Caritas gebie-
ten, dass alle Menschen, die einen Bedarf haben, die 
Dienste und Einrichtungen der Caritas in Anspruch 
nehmen können. Die sich ändernden gesellschaftli-
chen, demographischen und wirtschaftlichen Gege-
benheiten mit ihren Auswirkungen auf die freie Wohl-
fahrtspflege machen eine Weitung des Blicks auf bis-
lang wenig beachtete Nutzergruppen notwendig. Ins-
besondere Migrantinnen und Migranten sind als eine 
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wachsende Bevölkerungsgruppe und potenzielle Nut-
zerinnen und Nutzer mit einzubeziehen. 
Aufgrund dessen sieht der Verband die dringende 
Notwendigkeit einer Orientierung im Sinne einer inter-
kulturellen Öffnung gegeben. Insofern interkulturelle 
Öffnung dazu beiträgt, strukturelle und zwischen-
menschliche Barrieren zu überwinden sowie Lebens- 
und Arbeitsbedingungen zu verändern, die Ausgren-
zung und soziale Ungerechtigkeit hervorrufen, schafft 
interkulturelle Öffnung eine Voraussetzung für ein 
friedliches und solidarisches Zusammenleben von 
Menschen in einer pluralistischen Gesellschaft. 

  
Integration fördern Mit einer konsequenten interkulturellen Öffnung ihrer 

Dienste und Einrichtungen will die verbandliche Cari-
tas zur Teilhabe und Anerkennung von Migrantinnen 
und Migranten in unserer Gesellschaft, zu ihrem Hi-
neinwachsen in die sozialen Strukturen und zu ihrer 
Integration beitragen. 
Integration ist auf die Achtung der menschlichen 
Würde des jeweils anderen, auf das interkulturelle 
Miteinander, auf Verständigung, auf gegenseitiges 
Lernen und Respekt angewiesen. Die strukturelle 
Ausgrenzung der „Anderen“, die Konfrontation mit 
Vorurteilen, Distanz und Ablehnung durch die auf-
nehmende Gesellschaft sind zentrale Problemstellun-
gen, denen sich unsere Gesellschaft und als Teil die-
ser Gesellschaft, auch die verbandliche Caritas stellen 
muss. 
Integration muss von beiden Seiten gewollt sein und 
sie muss von beiden Seiten erarbeitet werden. Dabei 
müssen die Vorbehalte und Ängste der angestamm-
ten Bevölkerung ernst genommen werden. Die Diens-
te und Einrichtungen sind aufgefordert, diesen Vorbe-
halten und Ängsten der Bevölkerung, aber auch de-
nen der Mitarbeiter/innen, mit Zuwendung und gedul-
diger Aufklärung über die kulturellen und gesellschaft-
lichen Zusammenhänge der zugewanderten Bevölke-
rung zu begegnen. 

  
Begriffliche Grundla-
gen 
 
Kultur 
 

Die Begriffe „Kultur“ und „kulturell“ werden hier nicht 
auf Nationen und Ethnien begrenzt. Sie beziehen sich 
im Sinne eines umfassenden und dynamischen Kul-
turbegriffs auf die Vielfalt der religiösen und weltan-
schaulichen Überzeugungen, der Lebenseinstellungen 
und -stile, der Traditionen und Werthaltungen, die von 
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Menschen, Gruppen, Gemeinschaften und Vereini-
gungen hier zu Lande vertreten werden. 

  
Interkulturell 
 

Interkulturell spricht das „Zwischen“ von Kulturen an: 
die Begegnung, der Austausch und der Dialog, in 
dem sich beide Seiten für das Gegenüber öffnen und 
sich um Verständigung bemühen. 

  
Interkulturelle Öffnung 
 

Interkulturelle Öffnung meint grundsätzlich: Die Men-
schen in diesem Land können sich darauf verlassen, 
dass der Zugang zu den unterschiedlichen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens und der Arbeitswelt 
sowie der Zugang zu den sozialen Organisationsfor-
men (Gruppen, Vereine, Initiativen) und zu den Hilfe- 
und Dienstleistungsangeboten jedem möglich ist, un-
abhängig von seiner kulturellen Prägung aufgrund von 
Herkunft, religiöser oder weltanschaulicher Überzeu-
gung, individueller Lebenseinstellung und Lebenswei-
se. 
Auch wenn der Ansatz der interkulturellen Öffnung als 
eine mögliche Antwort auf die sozialen 
Herausforderungen einer Einwanderungsgesellschaft 
entwickelt wurde, bezieht sich interkulturelle Öffnung 
nicht allein auf Migrantinnen und Migranten. Im Fokus 
interkultureller Öffnung stehen ebenso jene 
Menschen, die aufgrund sozialer Faktoren oder 
aufgrund von Weltanschauung, Geschlecht und 
Lebenseinstellung nicht von den Einrichtungen der 
sozialen und gesundheitlichen Versorgung erreicht 
werden oder sie in Anspruch nehmen können. 
Interkulturelle Öffnung schafft einen Handlungs-
rahmen, der es ermöglicht in einem dialogischen 
Prozess das Anders- und Fremdsein des Gegenübers 
wahrzunehmen, anzunehmen und mit den 
Herausforderungen einer kulturell pluralen Gesell-
schaft professionell umzugehen.   

Interkulturelle Kompe-
tenz 
 

Unter interkultureller Kompetenz wird die Fähigkeit 
verstanden, sich der eigenen kulturellen Prägung be-
wusst zu werden, die eigene Wahrnehmung zu reflek-
tieren, Unterschiede zwischen sich und den anderen 
wahrzunehmen und mit dem Anderssein des Gegen-
übers einfühlsam, respektvoll und nicht diskriminie-
rend umgehen zu können. Interkulturelle Kompetenz 
hat als Teil professionellen Handelns eine stark per-
sönliche Dimension, insofern sie alle Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in ihrer Fähigkeit und Bereitschaft zur 
Selbstreflexion fordert, damit eine interkulturelle Be-
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gegnung auf der strukturellen Ebene eines Dienstes 
oder einer Einrichtung möglich wird. 

  
Interkulturelle Öff-
nung als gesell-
schaftliche und 
kirchliche Aufgabe 
 
Solidarisch miteinan-
der leben in einer plu-
ralen Welt 
 
 

Der Deutsche Caritasverband ist die von den Bischö-
fen anerkannte Organisationsform verbandlicher Cari-
tas in Deutschland. Als Teil der Kirche betrachtet sie 
es als ihren Auftrag, an der Gestaltung des gesell-
schaftlichen und kirchlichen Lebens mitzuwirken. 
Nach dem Selbstverständnis der Caritas hat jeder 
Mensch Anspruch auf Achtung seiner Menschenwür-
de, unabhängig von Geschlecht, Abstammung, Spra-
che, Herkunft, Religion oder politischer Überzeugung. 
Der Mensch ist entscheidend, nicht seine Lebensan-
schauung, sein Rechtsstatus oder sein In- oder Aus-
ländersein. In seinem Leitbild hat der Deutsche Cari-
tasverband es als eine Selbstverpflichtung formuliert: 
„Menschsein verwirklicht sich in vielfältigen zwi-
schenmenschlichen Beziehungen und im Zusammen-
leben unterschiedlicher Meinungs- und Interessen-
gruppen, Kulturen und Religionen. Der Deutsche Cari-
tasverband bejaht diese Vielfalt. Er erstrebt mit allen 
Menschen guten Willens ein solidarisches Miteinan-
der, in dem Vorurteile keinen Platz haben und Min-
derheiten geschützt werden, in dem alle am Gemein-
wohl teilhaben und ihren Beitrag leisten.“36 

  
Du sollst ihn lieben wie 
dich selbst 
 

„Wenn bei dir ein Fremder in eurem Land lebt, sollt ihr 
ihn nicht unterdrücken. Der Fremde, der sich bei euch 
aufhält, soll euch wie ein Einheimischer gelten, und du 
sollst ihn lieben wie dich selbst; denn ihr seid selbst 
Fremde in Ägypten gewesen. Ich bin der Herr, euer 
Gott“ (Lev 19, 33 f). Diese Sätze im Alten Testament 
sind klar und eindeutig. Auch das Neue Testament 
erhebt diese Liebe zum Nächsten zum grenzüberwin-
denden Gebot. In der Szene des eschatologischen 
Gerichts in Mt 25, 31-36 wird die Behandlung des 
Fremden und notleidender Menschen sogar zum ent-
scheidenden Kriterium für das Heil oder Unheil des 
Menschen (Mt 25, 3-40)37. In einer Gemeinschaft, die 
sich an dieser Botschaft orientiert „gibt es nicht mehr 
Juden und Griechen, nicht Sklaven und Freie, nicht 
Mann und Frau“ (Gal 3, 28). 

  
Stärkung der Identität 
als katholischer Wohl-
fahrtsverband 
 

In der Gewissheit ihrer kirchlichen Identität macht die 
verbandliche Caritas die biblische Botschaft erfahrbar: 
In ihren Diensten und Einrichtungen will die Caritas 
dazu beitragen, Ausgrenzungen aufgrund von Ge-



 36 

schlecht, sozialer Position, nationaler und kultureller 
Herkunft zu überwinden, da die Verheißung eines ‚Le-
bens in Fülle‘ (Joh 10, 10) allen Menschen gilt. Die 
Dienste und Einrichtungen der verbandlichen Caritas 
für Klientinnen und Klienten jeglicher kultureller Her-
kunft zu öffnen, bedeutet in diesem Zusammenhang 
auch, die Identität als katholischer Wohlfahrtsverband 
zu stärken. Die Auseinandersetzung mit anderen Kul-
turen und anderen Religionen macht zwangsläufig ei-
ne Auseinandersetzung mit der eigenen Kultur und 
der eigenen religiösen Identität notwendig. Dadurch 
rücken christliche Glaubensinhalte und Werte ins Be-
wusstsein und können einen lebendigen Eingang in 
die tägliche Arbeitspraxis finden. In diesem Sinne be-
deutet interkulturelle Öffnung nicht einen Verlust an 
christlicher Identität, sondern vielmehr das eigene 
Selbstverständnis als katholischer Verband und als 
Christinnen und Christen in den Mittelpunkt zu stellen. 
Diese Auseinandersetzung fördert eine Bewusstma-
chung und Stärkung der eigenen christlichen Werthal-
tungen wie Achtung der Würde und Freiheit des Men-
schen, Mitmenschlichkeit, Offenheit, Gleichberechti-
gung, Solidarität, Nächstenliebe, Verantwortungsbe-
wusstsein oder Wahrhaftigkeit. Insofern ist die inter-
kulturelle Öffnung der Dienste und Einrichtungen ein 
Erfordernis, das sich aufgrund eben dieser christlichen 
Identität ableitet.  

  
Das christliche Propri-
um 
 

An der Gestaltung gesellschaftlichen Lebens mitzu-
wirken, Ausgrenzung von Menschen zu verhindern 
und Offenheit dem anderen gegenüber sind Grund-
pfeiler des „christlichen Propriums“, wie es im „Ge-
meinsamen Wort der Kirchen zu den Herausforderun-
gen durch Migration und Flucht“ betont wird: “Ihre Of-
fenheit Fremden gegenüber und die von ihnen in be-
sonderem Maß gepflegte Gastfreundschaft waren ein 
Charakteristikum christlicher Gemeinden, wodurch 
sich die Christen gegenüber anderen Gruppen in ihrer 
Gesellschaft profilieren konnten (109). So veränderten 
die christlichen Gemeinden durch die Integration von 
Fremden und marginalisierten Menschen zwar nicht 
sofort die politischen Strukturen, was angesichts ihres 
geringen politischen Einflusses auch kaum möglich 
war. Die Verkündigung Jesu hatte aber, obwohl seine 
Worte und sein Handeln das politische System nicht 
direkt in Frage stellten, dennoch von Anfang an poli-
tik- und sozialkritische Wirkung (110). Im Neuen Tes-
tament wird die innere Einheit der Menschen als wich-
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tiger Bezugspunkt für den Umgang mit Zuwanderern 
und Fremden herausgestellt. Fremde sollen keine 
Fremden bleiben. Vielmehr werden auf diesem Hin-
tergrund auch bisher Fernstehende zu Nächsten, de-
nen mit Offenheit begegnet werden soll (111).“38 

  
Alle sind Teil einer Ge-
sellschaft 
 

Damit in dieser pluralistischen Gesellschaft ein friedli-
ches und solidarisches Zusammenleben der Men-
schen möglich ist, müssen gemeinsam strukturelle 
und zwischenmenschliche Barrieren überwunden 
werden, indem Lebens- und Arbeitsbedingungen, die 
Ausgrenzung und soziale Ungerechtigkeit hervorrufen, 
abgebaut werden. Interkulturelle Öffnung soll für alle 
Beteiligten zu einem positiven Ergebnis führen. Hierzu 
ist es notwendig, dass die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der verbandlichen Caritas bereit sind und dazu 
befähigt werden, aus ihrem Selbstverständnis heraus 
und im Bewusstsein ihres eigenen kulturellen und im-
plizit religiösen Hintergrundes in einen Dialog mit 
Menschen anderen kulturellen Hintergrundes zu treten 
und ihnen zu einer gleichberechtigten Teilhabe zu ver-
helfen. Die Begegnung zwischen Menschen mit un-
terschiedlicher religiöser Überzeugung im Kontext der 
interkulturellen Öffnung trägt auch zum Dialog der Re-
ligionen bei. Dies ist ein besonderes Anliegen der Ca-
ritas als Teil der Kirche.39 

  
Interkulturelle Öff-
nung und die ver-
bandliche Caritas  
als Arbeitgeberin  
 
 
Loyalität, Vertrauen 
und Verantwortung als 
Markenzeichen  
 

Der Deutsche Caritasverband spricht sich in seinem 
Leitbild gegen jede Form der Diskriminierung, der 
Ausgrenzung und Entsolidarisierung aus und gestal-
tet, sowohl als Dienstleistungserbringer als auch als 
Arbeitgeber, Sozial- und Gesellschaftspolitik mit. Des-
halb übernimmt die verbandliche Caritas sowohl Mit-
verantwortung für die Entwicklung sozialer Infrastruk-
tur als auch soziale Verantwortung für ihre Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter. Als einer der größten Arbeit-
geber Deutschlands, möchte der Deutsche Caritas-
verband der wachsenden Differenzierung der Gesell-
schaft und der damit einhergehenden Vielfältigkeit, 
sowohl der beschäftigten Mitarbeiter/innen als auch 
der Arbeits- und Absatzmärkte, Rechnung tragen. Er 
fördert die interkulturelle Öffnung seiner Dienste und 
Einrichtungen mit einer bewussten interkulturellen Ori-
entierung seiner Personal- und Organisationsentwick-
lung. 
Die verbandliche Caritas ist auf engagierte und qualifi-
zierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter angewiesen, 
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die bereit sind, die im Leitbild formulierten Ziele und 
Aufgaben mitzutragen und umzusetzen. Fachlichkeit, 
Einsatzwille, Flexibilität und insbesondere Loyalität 
sind die Grundlage hierfür.40 Die verbandliche Caritas 
versteht sich als Dienstgemeinschaft, die sich durch 
Respekt vor der Persönlichkeit des Einzelnen, durch 
gegenseitiges Vertrauen und durch partnerschaftliche 
Zusammenarbeit auszeichnet und in der die Grund-
ordnung des kirchlichen Dienstes gilt.41 Durch seine 
Personalentwicklung fördert die verbandliche Caritas 
sowohl Bewusstmachungsprozesse innerhalb der 
Dienstgemeinschaft als auch die sozialen Kompeten-
zen, die Kreativität und Flexibilität seiner Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. Damit schafft sie eine Unterneh-
menskultur des Vertrauens und der Verantwortungs-
bereitschaft. 

  
Förderung interkultu-
reller Kompetenzen 
und Stärkung des 
„Füreinander“ 

Die interkulturelle Öffnung der Dienste und Einrichtun-
gen der verbandlichen Caritas stellt neue Anforderun-
gen an die Qualifikation, den Erfahrungshintergrund 
und die Motivation des Personals. Es bedarf einer Er-
weiterung des Anforderungsprofils um interkulturelle 
Kompetenz und Mehrsprachigkeit.  
Interkulturell orientierte Personalentwicklung fördert 
den Erwerb interkultureller Kompetenzen der Mitarbei-
ter(innen). Gleichzeitig ist es von besonderer Wichtig-
keit, dass die Mitarbeiter(innen) den Mehrwert von in-
terkultureller Kompetenz in Bezug auf den eigenen 
Arbeitsplatz, auf ihre eigenen Arbeitszusammenhän-
ge, aber auch im Bezug auf die Ziele und Wertorien-
tierung der verbandlichen Caritas als katholischer 
Wohlfahrtsverband erfahren. Es ist wichtig, dass Mit-
arbeiter(innen) erkennen, dass interkulturelle Kompe-
tenz erlernt werden muss - auch von Mitarbei-
ter(inne)n mit Migrationshintergrund. 
Die kirchliche Grundordnung legt fest, dass „pastorale, 
katechetische sowie in der Regel erzieherische und lei-
tende Aufgaben“ „nur einer Person übertragen werden 
können, die der katholischen Kirche angehört. Der 
kirchliche Dienstgeber muss bei allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern durch Festlegung der entsprechen-
den Anforderungen sicherstellen, dass sie ihren be-
sonderen Auftrag glaubwürdig erfüllen können“.42 
Auch vor dem Hintergrund dieser Festlegung, stellt 
sich die Frage nach der interkulturellen Öffnung der 
Dienste und Einrichtungen der verbandlichen Caritas. 
Entscheidender Faktor für die interkulturelle Öffnung 
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ist die soziale und interkulturelle Kompetenz der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, ihr Umgang mit dem 
anderen, mit Diversität und Vielfalt sowie eine interkul-
turelle Kunden- und Wertorientierung ihres Organisa-
tions- und Personalmanagements auf der Grundlage 
christlicher Werte, solidarischem Handeln und eines 
am Gemeinwohl orientierten Füreinander. 

  
Interkulturelle Öff-
nung als Qualitäts-
orientierung und 
Qualitätsmerkmal 
der Dienste und Ein-
richtungen 
 

Interkulturelle Öffnung 
als ein Qualitätsgrund-
satz 
 

In der gegenwärtigen Praxis der Dienste und Einrich-
tungen der verbandlichen Caritas gibt es bereits An-
sätze interkultureller Öffnung. Diese sind meist Ant-
worten auf die Situation, dass zunehmend Menschen 
unterschiedlicher Herkunft die Dienste und Einrichtun-
gen aufsuchen. Einige dieser Ansätze entsprechen 
einer gelungenen interkulturellen Öffnung, ohne dass 
sie unter diesen Begriff gefasst werden. Für eine kon-
zeptionelle Verankerung interkultureller Öffnungspro-
zesse in den Diensten und Einrichtungen ist es erfor-
derlich, interkulturelle Öffnung als ein Qualitätsgrund-
satz zu sehen und im Qualitätsentwicklungsprozess 
der jeweiligen Einrichtung zu berücksichtigen. 
Eine konsequente interkulturelle Öffnung trägt nicht 
nur den ethischen Ansprüchen sowie den Qualitäts-
grundsätzen der verbandlichen Caritas Rechnung, sie 
trägt auch wesentlich zur Zukunftsfähigkeit der Diens-
te und Einrichtungen bei. Diese ist in dem Maße ge-
währleistet, in dem sie sich an den demographischen 
Gegebenheiten und den Maßstäben, die öffentliche 
Zuschussgeber an die nachgewiesene Qualität unse-
rer Arbeit anlegen,43 orientieren. 

  
Interkulturelle Öffnung 
als qualitätsorientiertes 
Handlungsmodell 
 

Die Verankerung der interkulturellen Öffnung in den 
Qualitätsgrundsätzen der verbandlichen Caritas44 ist 
bereits erfolgt. In der Konsequenz sollen die Träger 
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der jeweili-
gen Dienste und Einrichtungen die interkulturelle Öff-
nung zu einem qualitätsorientierten Handlungsmodell 
weiterentwickeln. Das bedeutet grundsätzlich, dass 
die Dienste und Einrichtungen ihre Angebote ziel-
gruppen- und bedürfnisorientiert gestalten. Jede und 
jeder soll die Dienste und Einrichtungen der verbandli-
chen Caritas in Anspruch nehmen können, unabhän-
gig von Herkunft, sozialem Status, kultureller Prägung 
oder weltanschaulicher Überzeugung. Ein Schlüssel 
hierzu ist die Verankerung der interkulturellen Öffnung 
in den Leitbildern und Konzeptionen des Dienstes o-
der der Einrichtung. 
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Bausteine eines  
Prozesses interkultu-
reller Öffnung 
 
Qualitäts-, Organisati-
ons- und Personal-
entwicklung 

Interkulturelle Öffnung erfordert einen transparenten 
und langfristigen Entwicklungsprozess auf allen Ebe-
nen der verbandlichen Caritas. Dieser Prozess muss 
als ein dauerhafter Bestandteil sowohl des Qualitäts-
entwicklungsprozesses in den Einrichtungen und 
Diensten als auch in der Organisations- und Perso-
nalentwicklung verankert sein. Seine Umsetzung 
muss vom Management gewollt, auf der Praxisebene 
akzeptiert und für alle Beteiligten transparent gestaltet 
werden. Interkulturelle Öffnung setzt kulturelle Offen-
heit und Lernbereitschaft sowohl bei den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern als auch beim Management 
voraus und erfordert spezifische Handlungskompe-
tenzen. Die verbandliche Caritas will den Anteil der 
Mitarbeiter(innen) unterschiedlicher kultureller Herkunft 
und mit Migrationshintergrund erhöhen und Mehr-
sprachigkeit als Qualifikationsmerkmal einstufen. We-
sentlich für die Förderung eines Prozesses interkultu-
reller Öffnung der Dienste und Einrichtungen sind fol-
gende Bausteine: 

  
Philosophie und Kultur 
der Einrichtungen und 
Dienste 
 

• In systematischen und kontinuierlichen Schritten 
sollen die Dienste und Einrichtungen ihr Selbstver-
ständnis, ihre Angebote und Arbeitsstrukturen so-
wie ihre Ressourcen sowohl hinsichtlich einer hete-
rogenen Klientel als auch ihres Personals prüfen, sie 
inhaltlich wie auch qualitativ weiterentwickeln und 
nach außen publik und sichtbar machen. 

• Darüber hinaus sollen die Dienste und Einrichtungen 
ihre Angebote und Arbeitsstrukturen im Blick auf die 
Bedürfnisse potentieller Nutzerinnen und Nutzer a-
nalysieren und in einem zweiten Schritt Zugangsbar-
rieren identifizieren und beseitigen. Nach außen ist 
die eigene Wertschätzung der kulturellen Vielfalt des 
gesellschaftlichen Umfelds und der Klientel des 
Dienstes oder der Einrichtung deutlich zu machen. 

  
Interkulturelle Kompe-
tenz 
 

• Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter brauchen zur Un-
terstützung und Umsetzung der Interkulturellen Öff-
nung Gelegenheit, neue Wissens- und Handlungs-
kompetenzen zu erwerben und ihre Erfahrungen zu 
reflektieren. 

• Der Erwerb interkultureller Kompetenz ist ein fortlau-
fender dialogischer Lernprozess zwischen den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern und den Nutzerinnen 
und Nutzern der Dienste und Einrichtungen. Dieser 
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Lernprozess wird von den Trägern der Dienste und 
Einrichtungen gefordert und gefördert. Interkulturelle 
Kompetenz soll die Partizipationsmöglichkeiten für 
die Nutzerinnen und Nutzer verbessern und bietet 
die Chance, gemeinsam Handlungskonzepte und 
Angebote zu entwickeln. 

• Die verbandliche Caritas nutzt ihre Möglichkeiten 
der Einflussnahme auf Aus- und Fortbildung, damit 
die Grundlegung und Weiterentwicklung interkultu-
reller Kompetenz zu elementaren Bestandteilen der 
Aus- und Fortbildung werden. 

  
Menschen unter-
schiedlicher kultureller 
Herkunft als Mitarbei-
terinnen und Mitarbei-
ter in der verbandli-
chen Caritas 
 

• Die Träger der Dienste und Einrichtungen sind be-
reit, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unterschiedli-
cher kultureller Herkunft einzustellen und eine Stra-
tegie zu entwickeln, die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern mit Migrationshintergrund Einstiegs- und 
Aufstiegschancen in der verbandlichen Caritas er-
öffnen. Diese Bereitschaft besteht unter der Voraus-
setzung, dass die betreffenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter das Leitbild des Deutschen Caritasver-
bandes mittragen und die Vorgaben der Grundord-
nung des kirchlichen Dienstes eine Einstellung er-
möglichen. 

  
Interkulturelle Team-
entwicklung 

• Um die interkulturelle Kompetenz einer Einrichtung 
oder eines Dienstes zu fördern, reicht es nicht aus 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Migrationser-
fahrung einzustellen. Ein Arbeitsteam, das sich aus 
Menschen verschiedener Herkunft zusammensetzt, 
braucht Anstöße und Begleitung, um sich zu einem 
interkulturell kompetenten Team mit gleichberech-
tigten Kommunikationsmöglichkeiten und Umgang 
zu entwickeln. 

  
Kompetenzen des 
Migrationsdienstes 
 

• Die im Migrationsdienst der verbandlichen Caritas 
vorhandenen Kompetenzen in der Beratung und 
Begleitung von Menschen mit Migrationshintergrund 
sollen für die Dienste und Einrichtungen insgesamt 
erschlossen werden. Der Migrationsdienst kann die 
Dienste und Einrichtungen für interkulturelle Öffnung 
sensibilisieren, sie bei diesem Prozess unterstützen 
und mit Fortbildungseinrichtungen der verbandli-
chen Caritas bei der Konzipierung, Durchführung 
und Vermittlung von Fortbildungen zur interkulturel-
len Kompetenz zusammenarbeiten. 
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Aufbau verbindlicher 
Vernetzungsstrukturen 

• Die verbandliche Caritas will den Aufbau einer be-
darfsorientierten und flächendeckenden Kooperati-
ons- und Vernetzungsstruktur zwischen ihren ver-
schiedenen Fachdiensten und Einrichtungen för-
dern. Hierbei hat die Leitung der jeweiligen Einrich-
tung bzw. Dienstes Steuerungsfunktion. Innerhalb 
der Vernetzungsarbeit kann der Migrationsdienst 
seine spezifischen Kompetenzen, die durch die 
jahrzehntelange Erfahrung in der Beratung von 
Migrantinnen und Migranten erworben wurden, in 
das Netzwerk einbringen. 

• Die verbandliche Caritas will die enge Zusammenar-
beit mit den pastoralen Diensten, besonders mit der 
Seelsorge für Migrantinnen und Migranten und 
strebt den Ausbau von Netzwerken mit Vereinen 
und Selbsthilfeorganisationen von Migrantinnen und 
Migranten an. 
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Modul 2: Abgrenzung der Begrifflichkeiten 
 

Didaktische Ziele, Methoden und Inhalte 
 
 Ziele: Verständigung über die Definition und Verwen-

dung wichtiger Schlüsselbegriffe. 
Methode: Methodisch werden die Schlüsselbegriffe 
genannt, die Ideen gesammelt und gemeinsam aus-
gewertet. Anschließend werden diese mit den unten 
zusammengestellten Definition verglichen. Gemein-
samkeiten und Unterschiede werden diskutiert. Am 
Ende Verständigung auf eine gemeinsame Verwen-
dung der Begriffe. 
Inhalte: Schlüsselbegriffe sind: Rassismus, Diskrimi-
nierung, Gleichbehandlung, Fremde und Interkulturelle 
Öffnung 

 

Definitionen 
 
 Im Folgenden werden drei bis vier verschiedene Defi-

nitionen für die Begriffe Rassismus, Diskriminierung, 
Gleichstellung, Fremdheit und Interkulturelle Öffnung 
vorgeschlagen, die jeweils aus verschiedenen Berei-
chen stammen, wie z. B. aus internationalen Abkom-
men, aus der Wissenschaft und aus der Alltagserfah-
rung. 

  
Rassismus 1. Rassendiskriminierung wird definiert als "jede Un-

terscheidung, jeder Ausschluss, jede Einschrän-
kung oder Bevorzugung auf Grund von Rasse, 
Farbe, Abstammung, nationaler oder ethnischer 
Herkunft mit dem Ziel oder der Folge, die Anerken-
nung, den Genuss oder die Ausübung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten auf gleicher 
Grundlage im politischen, wirtschaftlichen, sozia-
len, kulturellen oder jedem anderen Bereich des öf-
fentlichen Lebens aufzuheben oder zu behindern"45 

2. Ein verbindendes Kernelement aller Arten von Ras-
sismus ist der pseudowissenschaftliche Versuch, 
Rang- und Wertunterschiede zwischen Menschen 
zu begründen. Die vorgeschobenen Unterschei-
dungskriterien dienen immer dazu, andere Men-
schen zu diskriminieren bzw. ihre Abwertung zu le-
gitimieren. Weiter lässt sich festhalten, dass Ras-
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sismus ein gesellschaftliches Macht- und Gewalt-
verhältnis beschreibt. Rassismus ist eine Ideologie 
und dient dazu, gesellschaftliche Zustände und 
Wahrnehmungen von Ungerechtigkeit zu legitimie-
ren, die nach bürgerlichen Gleichheitsvorstellungen 
an sich nicht zu rechtfertigen sind.  

3. Rassismus ist eine Ideologie, eine Struktur und ein 
Prozess, mittels derer bestimmte Gruppierungen 
auf der Grundlage tatsächlicher oder zugeschrie-
bener biologischer oder kultureller Eigenschaften 
als wesensmäßig andersgeartete und minderwerti-
ge "Rassen" oder ethnische Gruppen angesehen 
werden. In der Folge dienen diese Unterschiede als 
Erklärung dafür, dass Mitglieder dieser Gruppie-
rungen vom Zugang zu materiellen und nicht-
materiellen Ressourcen ausgeschlossen wer-
den ...46 

  
Diskriminierung 1. Diskriminierung ist jede Form von Benachteiligung, 

Nichtbeachtung, Ausschluss oder Ungleichbe-
handlung von einzelnen Menschen auf Grund ih-
nen angedichteter oder in einem bestimmten Zu-
sammenhang nicht relevanter Merkmale.47  

2. Eine Diskriminierung liegt vor, wenn ein bestimm-
tes, einer Person zugeschriebenes Merkmal der 
Grund für eine Ungleichbehandlung ist. Die Un-
gleichbehandlung muss zu einem Nachteil führen 
und darf nicht durch ein sachliches Ziel gerechtfer-
tigt sein. Ungleichbehandlung ist mithin dann eine 
(justiziable) Diskriminierung, wenn sie einer Person 
wegen bestimmter Eigenschaften, die sie innehat 
oder die ihr zugeschrieben werden, widerfährt und 
sie dadurch einen ungerechtfertigten Nachteil er-
leidet. 

3. Die EU-Richtlinien 2000/43/EG und 2000/78/EG 
unterscheiden zwischen mittelbarer und unmittel-
barer Diskriminierung:48 

 Mittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn dem An-
schein nach neutrale Gesetze, Regelungen, Politi-
ken oder Handlungsweisen Personen dennoch auf 
Grund ihrer Rasse, Religion, Behinderung, ihres Al-
ters, ihrer sexuellen Ausrichtung in besonderer 
Weise benachteiligen können, es sei denn, die 
betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren 
sind durch ein rechtmäßiges Ziel gedeckt. Beispie-
le für mittelbare Diskriminierung finden sich häufig 
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in der Einstellungs-, Beurteilungs- und Beförde-
rungspraxis von Betrieben oder Behörden. 

 Unmittelbare Diskriminierung liegt bei benachteili-
gender Behandlung einer Person auf Grund ihrer 
Rasse, Religion, Behinderung, ihres Alters, ihrer 
sexuellen Ausrichtung vor. 

4. Diskriminieren heißt Unterscheidungen treffen und 
sie bewerten. Jede Unterscheidung, wie die zwi-
schen ,oben‘ und ,unten‘ und zwischen ,innen‘ 
und ,außen‘ oder ,aktiv‘ und ,passiv‘, führt eine 
leichte Asymmetrie mit sich, weil – kontextabhän-
gig und kontingent – eine Seite der Unterschei-
dung gegenüber der anderen bevorzugt wird.49 

  
Gleichstellung/ 
Gleichbehandlung 

1. Gleichstellung ist die Schaffung gleicher Bedingun-
gen für alle Menschen ungeachtet ihrer Herkunft, 
Religion, Behinderung, ihres Alters, Geschlechts, 
ihrer sexuellen Ausrichtung hinsichtlich des Zu-
gangs zu öffentlichen Ressourcen, zur Beschäfti-
gung, zur beruflichen Bildung und zum beruflichen 
Aufstieg sowie in bezug auf die Arbeitsbedingun-
gen. 

2. Der Gleichbehandlungsgrundsatz bedeutet, dass 
es keine unmittelbare oder mittelbare Diskriminie-
rung geben darf. Seine Verwirklichung muss nicht 
ausschließen, dass spezifische fördernde Maß-
nahmen zugunsten bislang benachteiligter Grup-
pen ergriffen werden, obwohl darin wiederum eine 
Diskriminierung der bislang bevorzugten Gruppen 
liegt.50 

3. Der Anspruch auf Gleichbehandlung beinhaltet 
strikte Gleichbehandlung unter Anerkennung von 
Differenz: Gleiches muss gleich und Ungleiches 
ungleich behandelt werden. Niemandem darf aus 
unsachlichem Grund ein Recht verweigert werden. 
Gleichzeitig darf niemand mit dem Hinweis auf 
formale Gleichbehandlung, die letztlich zu Benach-
teiligung führt, ausgegrenzt werden. Es wäre also 
beispielsweise ein Verstoß gegen den Gleichbe-
handlungsgrundsatz, wenn ein Gehbehinderter wie 
alle anderen eine Treppe benützen soll. Ebenso 
kann es ein Verstoß gegen den Gleichbehand-
lungsgrundsatz sein, wenn ohne sachlichen Grund 
von allen die gleichen Sprachkenntnisse verlangt 
werden. 
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Fremdheit 1. Unter dem Begriff fremd, aber auch des Fremden 
versammelt sich Vielgestaltiges. In unserer Alltags-
welt bezeichnen wir als fremd dasjenige, was wir 
(noch) nicht kennen, nicht einsortieren können, für 
das wir noch keinen Begriff haben oder das wir 
noch keinem der alltäglich verfügbaren Begriffe zu-
ordnen können. Fremde können diejenigen sein, 
mit denen wir nicht bekannt oder vertraut sind, die 
wir noch nie getroffen haben, über die wir jedoch 
auch nicht unerhebliche biographische Informatio-
nen besitzen.51 

2. Etymologisch ist der Begriff „fremd“ nicht wertneut-
ral. Das Adjektiv fremd leitet sich von dem im Neu-
hochdeutschen untergegangen Adverb “fram” ab, 
was der Bedeutung “vorwärts, weiter; von-weg” 
und ursprünglich “entfernt”, dann “unbekannt, un-
vertraut” entspricht. Es steht damit im Gegensatz 
zum Vertrauten, Bekannten und Nahen und kann 
Ängste und ein Gefühl des Bedrohtseins hervorru-
fen. 

3. Für Max Weber liegt der Ausgangspunkt einer De-
finition nicht darin, den Fremden spezifisch zu 
kennzeichnen, sondern darin, wie eine soziale 
Gruppe sich und andere sozial konstruiert. Max 
Weber hebt hervor, in welcher Weise ethnische 
Gemeinschaften das ihnen Gemeinsame sozial 
konstruieren, aber auch dasjenige, was sie von 
anderen einzelnen oder sozialen Gruppen unter-
scheidet. Das, was als fremd angesehen wird, er-
gibt sich aus den Definitions- und Konstruktions-
prozessen sozialer Gruppen. Sofern diese Grup-
pen die Majorität bilden, verfügen sie über (gestei-
gerte) Definitionsmacht.52 

4. In der Begegnung mit Fremden begegnet uns nicht 
nur die eigene Selbstzerrissenheit und individuelle 
Borniertheit. Es darf im Fremden nicht nur die ei-
gene Befindlichkeit wahrgenommen und die Ge-
schichte der Beziehung zu diesem Fremden aus 
dem Blickfeld verdrängt werden, da dies zur Aus-
löschung des anderen als anderen führt. „Denn 
immer nur das Eigene im Fremden suchen heißt, 
die Fremden zu enteignen, ihre Eigenart zu sus-
pendieren, den Dialog gar nicht erst zu beginnen, 
sondern ihn von vorneherein zu verweigern.53 
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Interkulturelle Öff-
nung 

1. Die Interkulturelle Öffnung ist in erster Linie eine 
institutionelle Aufgabe, die sich quer durch die Ge-
sellschaft zieht. Sie betrifft alle Bereiche des gesell-
schaftlichen Lebens wie Wirtschaft, Politik, kulturel-
le Institutionen, Verwaltung und Behörden, medizi-
nische Einrichtungen, Bildungseinrichtungen, so-
ziale Dienste, Freizeiteinrichtungen und Medien. 
Diese Institutionen müssen so gestaltet werden, 
dass alle in dieser Gesellschaft lebenden Men-
schen sie in Anspruch nehmen können und die je-
weiligen spezifischen Bedürfnisse Berücksichti-
gung finden. Eine gelungene interkulturelle Öffnung 
der Institutionen setzt die interkulturelle Kompetenz 
ihrer Mitglieder voraus. 

2. „Interkulturelle Öffnung meint grundsätzlich: Die 
Menschen in diesem Land können sich darauf ver-
lassen, dass der Zugang zu den unterschiedlichen 
Bereichen des gesellschaftlichen Lebens und der 
Arbeitswelt sowie der Zugang zu den sozialen Or-
ganisationsformen (Gruppen, Vereine, Initiativen) 
und zu den Hilfe- und Dienstleistungsangeboten 
jedem möglich ist, unabhängig von seiner kulturel-
len Prägung aufgrund von Herkunft, religiöser oder 
weltanschaulicher Überzeugung, individueller Le-
benseinstellung und Lebensweise.“54 

3. „Die Forderung nach interkultureller Öffnung ent-
stand Anfang der 1990er Jahre aus der Diskussion 
um eine Anerkennung des unumkehrbaren Zu-
wanderungsprozesses, der auch in den Institutio-
nen … zu Veränderungen führen sollte. Ziel der 
Öffnung ist, die Beteiligung, Beratung, Behandlung 
etc. von Menschen mit Migrationshintergrund in 
Deutschland so selbstverständlich werden zu las-
sen, wie es für Mitglieder der Mehrheitsgesellschaft 
üblich ist.“55 
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Zur Abgrenzung von 
Interkultureller Öff-
nung und Antidiskri-
minierung   

Interkulturelle Öffnung Antidiskriminierung  

Ein Anbieter öffnet sich: Ein Einzelner macht Rechte 
geltend: 

Jedem Menschen soll durch die 
interkulturelle Öffnung der Zu-
gang zu den unterschiedlichen 
Bereichen des gesellschaftli-
chen Lebens, der Arbeitswelt, 
den Dienstleistungsangeboten 
und zu sozialen Organisations-
formen ermöglicht werden. 

Jeder Mensch hat Anspruch auf 
diskriminierungsfreien Zugang 
zu den unterschiedlichen Berei-
chen des gesellschaftlichen 
Lebens, der Arbeitswelt, den 
Dienstleistungsangeboten und 
zu sozialen Organisationsfor-
men … 

Die Öffnung findet auf der Seite 
der Einrichtung statt. Aber: Wer 
sich öffnet, kann sich auch wie-
der verschließen. 

Es bestehen Rechtsansprüche 
seitens des Einzelnen, die nicht 
vom guten Willen des Gegen-
übers abhängen. 

Der Einzelne ist Objekt. Der Einzelne ist Subjekt (als 
Träger von Rechten). 

Zielt vorrangig auf Einstellungs-
änderung. 

Zielt vorrangig auf Verhaltens-
änderung. 

Beruht auf Freiwilligkeit. Es gibt Vorgaben und Sanktio-
nen (RL 2000/43/EG). 

Dienstleistungsorientiert. Anspruchsorientiert.  
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Modul 3: Gestaltung des Reflexionsprozesses 
 

Ziele 
 
 Mit einem Reflexionsprozess nimmt der Verband sei-

ne Rolle als Arbeitgeber wahr und geht die Frage an, 
wie es um die Akzeptanz von Fremden innerhalb der 
Caritas bestellt ist und inwieweit Vorurteile, Stigmati-
sierung und Ausgrenzung eine Rolle spielen. 
Am Ende des Reflexionsprozesses 
• hat zu den Themenfeldern „Umgang mit Fremden 

und Bekämpfung von Fremdenfeindlichkeit“ und 
„Migrant(inn)en als Arbeitnehmer(innen) und Ratsu-
chende in unserem Verband“ ein Bewusstseinspro-
zess stattgefunden, der nicht nur die Arbeitsfelder 
umfasst, die speziell mit Migrant(inn)en arbeiten. 

• haben interessierte Mitarbeiter(innen) des Verban-
des Multiplikatorenschulungen besucht, die sie da-
zu befähigen mit dem Themengebiet besser umzu-
gehen. Diese erworbenen Kompetenzen werden im 
Verband weitergetragen. 

• haben Mitarbeiter(innen) der beteiligten Caritasver-
bände „Selbstverpflichtungscodes“ oder 
Betriebsvereinbarungen erarbeitet. 

An Hand des Leitfadens können andere Verbände der 
Caritas nachvollziehen, wie ein solcher Prozess ges-
taltet werden kann, welche Schwierigkeiten es dabei 
gibt und was dieser Prozess bewirkt. 

 

Modellhafte Erprobung eines Reflexionsprozesses 
 
 
 
 

Der vorliegende Leitfaden beruht auf der modellhaften 
Durchführung eines verbandsinternen Reflexionspro-
zesses in allen Teilprojekten. Die dort gemachten Er-
fahrungen sind in einen Ablaufplan (unten S. 52) ein-
geflossen. Weiter wurden Instrumente für einen Refle-
xionsprozess entwickelt (unten S. 57) und erprobt. 

  
Es gibt viel zu tun …   
 

An allen Projektstandorten zeigten sich die Mitarbei-
ter(innen) grundsätzlich an dem Thema interessiert. Es 
bestanden aber Bedenken, ob das Thema neben den 
bereits vorhandenen Aufgaben bearbeitet werden 
kann. Insbesondere die angespannte finanzielle Lage 
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vieler Verbände wurde als Hindernis gesehen.  
Auch die starke zeitliche Belastung durch Qualitäts-
entwicklungsprozesse wurde als Hinderungsgrund 
genannt. Andererseits wurden in einem Verband Er-
gebnisse in die Qualitätsentwicklung eingebracht. 
Soweit von der Geschäftleitung keine Arbeitszeit für 
das Thema freigestellt wurde, bestand erhebliche 
Skepsis wegen der „Zusätzlichkeit“ der Arbeit. Eine 
Beteiligung wurde häufig daran gekoppelt, dass „der 
eigene Bereich davon profitiert“. 

  
Leitbild Als hilfreich für einen Reflexionsprozess hat sich er-

wiesen, wenn der jeweilige Verband ein Leitbild hat, 
das sich klar zur Gleichbehandlung von Menschen 
ohne und mit Migrationshintergrund bekennt. 
Parallel zum Projektverlauf wurde in zwei der beteilig-
ten Verbände ein Leitbildentwicklungsprozess durch-
geführt. Einer dieser Prozesse wurde im Jahr 2003 
abgeschlossen. Bestandteil dieses Leitbildes sind 
u. a. Ausführungen zur Orientierung an der Gleichbe-
handlung von Menschen ohne und mit Migrationshin-
tergrund in den Diensten und Einrichtungen. Der in-
nerverbandliche Reflexionsprozess konnte hier direkt 
angekoppelt werden.  

  
Beteiligung der Ge-
schäftsführung 

Ein wesentlicher Faktor für das Gelingen des Reflexi-
onsprozesses ist die Unterstützung seitens der Ge-
schäftsführung. Sie darf sich jedoch nicht auf Zu-
stimmung dem Thema gegenüber beschränken. Es 
bedarf vielmehr tatsächlicher Mitwirkung. 
So konnte in den Projektstandorten der Reflexions-
prozess erfolgreich in die Wege geleitet werden, in 
denen sich das Interesse der Geschäftführung an 
dem Projekt konkret zeigte, z. B. indem Räume, Ar-
beitszeit und Fahrkosten zur Verfügung gestellt wur-
den. 
Die Erfahrung in den Projektstandorten, in denen es 
nicht zu einer konkreten Unterstützung durch die Ge-
schäftführung kam, zeigen, dass es dann kaum mög-
lich ist, einen Reflexionsprozess erfolgreich zu initiie-
ren und durchzuführen. In einem Projekt scheiterte 
aus diesem Grund schon die Gründung einer AG Re-
flexionsprozess. 
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AG „Innerverbandli-
cher Reflexionspro-
zess“ 

Die Rekrutierung der AG-Mitglieder erfolgte auf freiwil-
liger Basis in MAV-Sitzungen, Teambesprechungen, 
durch Rundschreiben oder auf Eigeninitiative von AG-
Mitgliedern.  
Wesentlich für die Besetzung einer AG ist, dass die 
Bedeutung des Prozesses für die Qualität der eigenen 
Arbeit und im Umgang mit den Klienten gesehen wird. 
Wünschenswert wäre, wenn Beschäftigte aus allen 
Fachbereichen und ein Mitglied der Mitarbeitervertre-
tung in der AG vertreten wären. Dies ließ sich aber 
nicht verwirklichen. Es beteiligten sich in den ver-
schiedenen Standorten Mitarbeiter aus der Schwan-
gerenberatung, Gemeindecaritas, Erziehungsbera-
tung, Berufshilfe. Mehrheitlich waren die AGs aber mit 
Mitarbeiter(inne)n aus Migrationsdiensten besetzt. 
Zwar konnten nicht aus allen wichtigen Bereichen 
Mitarbeiter(inen) gewonnen werden, für den Reflexi-
onsprozess entscheidend war aber deren Motivation. 
Durch das Engagement der AG-Mitglieder konnte der 
Prozess regelmäßig gut vorangetrieben werden, auch 
wenn die AG nicht alle Bereiche abdeckte. 

  
Handlungsfeld Die Projekte haben sich durchgehend mit den Hand-

lungsfeldern Alltäglicher Umgang miteinander und Ca-
ritas als Beschäftigungsort befasst. 
In einem Projekt sollte für das Thema „fremd sein“ 
sensibilisiert werden. Anliegen war es, „fremd sein“ 
nicht auf den Umgang mit ausländischen Mitarbei-
ter(inne)n zu reduzieren. Zu diesem Zweck wurde ein 
eigener Fragebogen entwickelt. In einem ähnlichen 
Ansatz sollte in einem Verband die Ost-West Proble-
matik einbezogen werden. 
In einem Projekt wurde mit Blick auf Caritas als Be-
schäftigungsort die Fragestellung nach unterschiedli-
chen Kündigungskriterien und verminderten Kündi-
gungsschutz für Beschäftigte mit Migrationshin-
tergrund aufgeworfen. 

  
Ist-Analyse In zwei Projekten wurde eine Ist-Analyse durchge-

führt, aber nur in einem Projekt konnte sie bisher aus-
gewertet werden. Es wurden Daten dazu erhoben, 
wie viel Mitarbeiter(innen) mit Migrationshintergrund es 
im Verband gibt und wo sie beschäftigt sind. Weiter 
wurde der prozentuale Anteil der ratsuchenden 
Migrant(inn)en erfasst.  
Das quantitative Ergebnis wurde durch qualitative As-
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pekte von Gleichstellung und Ungleichbehandlung auf 
der Basis alltäglicher Beobachtungen ergänzt. 
In einem Verband wurde eine umfangreiche Material-
sammlung zu den Themen Rassismus, Ausgrenzung, 
Fremdenfeindlichkeit, Migration und Integration ange-
legt. 

  
Qualitätsstandards 
und Instrumente 

Die Befunde der Ist-Analyse wurden in einem Verband 
als Ausgangspunkt für die Formulierung von Quali-
tätsstandards zur Gleichbehandlung genutzt. Bezo-
gen auf das Leitbild sollen diese Qualitätsstandards 
die dortigen Ausführungen zur Gleichbehandlung aus-
füllen. Die Qualitätsstandards zur Gleichbehandlung 
wurden in einem weiteren Arbeitsschritt mit Indikato-
ren („Anzeigern“) versehen, um eine Überprüfung der 
Fortschritte in der Realisierung von Gleichbehandlung 
zu überprüfen (Siehe unten S. 65). 
Weiter wurden Instrumente zur Umsetzung von 
Gleichbehandlung auf den Ebenen der Personalent-
wicklung, Umgang der Mitarbeiter(innen) untereinan-
der und Umgang mit Klient(inn)en entwickelt. (Siehe 
unten S. 67). 

  
Evaluation In einem der Standorte sollen die Qualitätsstandards 

und dazu gehörenden Indikatoren als Reflexionsfolie 
für die Selbstevaluation in den Einrichtungen ange-
wendet werden. Die Evaluation war bei Abschluss 
dieses Berichts noch nicht durchgeführt. Es liegen 
daher noch keine Erfahrungen vor. 
Eine Evaluation durch Externe oder die Begleitung der 
Evaluation durch eine externe Fachkraft wird als sehr 
hilfreich angesehen. 

 

Ablaufplan 
 
Anbindung an die 
Geschäftleitung 

Die Initiierung und Durchführung eines Reflexionspro-
zesses muss bei der Geschäftsführung angebunden 
sein. 

  
Gründung einer Ar-
beits- oder Steue-
rungsgruppe 

Sinnvoll ist die Gründung einer Arbeits- oder Steue-
rungsgruppe, die durch die Geschäftsführung einbe-
rufen wird.  
Die Geschäftsführungen der beteiligten Verbände un-
terstützen aktiv den Prozess und nehmen ggf. an ent-
sprechenden Sitzungen der AG teil, um die hohe Prio-
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rität dieses Themas zu signalisieren. In der AG ist 
möglichst die gesamte Bandbreite der in dem jeweili-
gen Verband vorhandenen Fachbereiche und der ver-
schiedenen Hierarchie-Ebenen repräsentiert. Männer 
und Frauen sollen zu gleichen Teilen und Mitarbei-
ter(innen) mit Migrationshintergrund proportional zu 
ihrem Anteil an der gesamten Mitarbeiterschaft betei-
ligt werden. Auch die Sichtweise ratsuchender 
Migrant(inn)en soll in Form von Befragungen in den 
Prozess mit einfließen.  
Mitglieder der AG sollten Mitarbeiter(innen) sein, die 
motiviert sind. Diese Personen könnten z. B. innerhalb 
der Teambesprechungen rekrutiert werden. Die Ge-
schäftsführung soll dafür Ressourcen frei stellen und 
den Prozess unterstützen. Es wird ein(e) Projektlei-
ter(in) bestimmt, der/die einen Teil seines/ihres Depu-
tats im Rahmen des Projektes für diese Aufgabe ver-
wendet. Die Höhe des Deputats hängt von der Größe 
des jeweiligen Verbandes ab. 
Die Mitglieder der AG  
 sind motiviert 
 sind inhaltlich kompetent 
 kennen viele Leute im Verband 
 haben kommunikative Kompetenz 

Aufgaben der AG: 
 Für das Thema sensibilisieren  
 Die organisatorischen Voraussetzungen schaffen, 

damit die Mitarbeiter(innen) teilnehmen können 
 Über die weitere Gestaltung des Prozesses ent-

scheiden. 
 Auswahl von Handlungsbereichen  
 Definition von Standards für die ausgewählten 

Handlungsbereiche  
 Durchführung/Begleitung der Evaluation 
 Erarbeiten von Änderungsvorschlägen 
 Vereinbarung eines Zeitplans 

  
Beteiligung der MAV Eine Beteiligung der Mitarbeitervertretung (MAV) ist 

sinnvoll. Die MAV sichert einen informellen Weg zu 
den Mitarbeiter(inne)n und stellt auch einen institutio-
nalisierten Weg zu der Geschäftsführung dar. Die 
MAV könnte zu der ersten Sitzung einladen. 
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Auswahl der 
Handlungsbereiche 

Der Reflexionsprozess sollte sich auf bestimmte 
Handlungsbereiche konzentrieren. In Betracht kom-
men beispielsweise: 
 Alltäglicher Umgang/Verhalten der Mitarbei-

ter(innen) nach innen 
 Fremdsein im Miteinander der Kolleg(inn)en 
 Was/wer ist FREMD? 

 Darstellung der Mitarbeiter(innen) nach außen 
 Umgang mit Klient(inn)en 
 Caritas als Beschäftigungsort. Personalentwicklung 

– was ist das? 
 Statistischer Bevölkerungshintergrund 
 Beschäftigungsverhältnisse gleich? 
 Einstellungsvoraussetzungen 
 Funktionen/Positionen von Personen mit Migra-
tionshintergrund 

 Kündigungskriterien 
 Chancengleichheit? 

 Vernetzung 
 Ignorierende Toleranz 
 Qualitätsstandards  

  
Ist-Analyse Es sollte zunächst in einer Analyse des Ist-Zustands 

festgestellt werden, wie weit die Umsetzung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes innerhalb der Caritas 
bereits gelungen ist. Dies sollte anhand von Indikato-
ren für Dimensionen und Ergebnisse von Gleichbe-
handlung sowie entsprechenden Operationalisierun-
gen geschehen (Indikatoren etc. siehe unten S. 57). 
Es sollten Daten zum zahlenmäßigen Umfang von Be-
schäftigten und Klient(inn)en mit Migrationshin-
tergrund erhoben werden. Untersucht werden sollte 
dabei in welchen Funktionen und Arbeitsbereichen die 
Mitarbeiter(inne)n vertreten sind und welche Einrich-
tungen Klient(inn)en mit Migrationshintergrund 
schwerpunktmäßig nutzen und welche sie eher mei-
den. 
Weiter können Grundhaltungen, die Offenheit von 
Strukturen für Beteiligung und Mitgestaltung sowie die 
Bereitschaft sich mit dem Thema zu befassen in den 
Blick genommen werden. 

  
Fragestellungen Auf Grund statistischer Vorgaben werden Zahlen re-

gelmäßig nicht in Bezug auf Personen mit Migrations-
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hintergrund, sondern nur nach Staatsangehörigkeit 
unterschieden, zur Verfügung stehen (s.o. En. 26). 
 Zahl der Ratsuchenden mit Migrationshintergrund 

in den verschiedenen Diensten 
 Zahl der Beschäftigten mit Migrationshintergrund  
 Spiegeln sich die Zahlen  

 in der Personalpolitik,  
 in der Öffentlichkeitsarbeit oder  
 in der Gleichstellungspolitik des Verbandes? 

 Wie stark wird die Beteiligung von 
Migrant(inn)en/Flüchtlingen im Verband gefördert? 

 Gibt es Konfliktfelder zwischen Klient(inn)en bzw. 
Beschäftigten jeweils mit und ohne Migrationshin-
tergrund? 

 Gibt es eine Verbandskultur, die jeweils die Be-
dürfnisse Beschäftigten mit und ohne Migrations-
hintergrund gleichermaßen berücksichtigt? 

 Haben Beschäftigte mit Migrationshintergrund Er-
fahrungen mit Diskriminierung und rassistischer 
Ausgrenzung innerhalb oder außerhalb des Ver-
bandes gemacht? 

 Haben einheimische Beschäftigte Erfahrungen mit 
fremdenfeindlichen Handlungen gegenüber 
Migrant(inn)en gemacht? 

 Welche Handlungsmöglichkeiten gibt es in solchen 
Situationen? 

 Gibt es innerhalb des Verbandes einen auf den 
ersten Blick neutralen Sprachgebrauch, der frem-
denfeindlich, diskriminierend oder herabsetzend 
ist? 

 Wie wird mit Personen umgegangen, die die deut-
sche Sprache nicht oder nur ungenügend spre-
chen? 

 Wie offen sind die Mitarbeiter(innen) gegenüber 
Fremdsprachen? 

  
Maßnahmen Anhand der Ist-Analyse wird die Notwendigkeit und 

Zielrichtung des Reflexionsprozesses festgestellt.  
Als Maßnahmen kommen in Betracht: 

 Verzahnung mit Leitbildentwicklung 
 Entwicklung von Qualitätsstandards 
 Instrumente der Personalentwicklung erarbeiten 
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 Instrumente der Organisationsentwicklung erar-
beiten 

 Informationsveranstaltung, Trainings 
 Untersuchungen zum Sprachgebrauch 
 Module für Fortbildungen für Führungskräfte 

entwickeln 
 Eine Vereinbarung zum Umgang mit Fremden 

erarbeiten 
 Entwicklung von Selbsttests 
 Einrichtung einer Gleichstellungsstelle 

  
(Selbst)Evaluation Evaluation durch Dritte oder im Wege der Selbsteva-

luation dienen der Überprüfung und Optimierung der 
Zielgenauigkeit der Praxis und damit auch der Selbst-
vergewisserung über den Erfolg der eigenen Arbeit. 
Weiter kann durch Evaluation ein Veränderungspro-
zess angestoßen werden. 
Die Evaluation kann unter den folgenden Aspekten 
systematisiert werden (Vorschlag für einen Evaluati-
onsbogen siehe unten S. 68): 
 Aspekt der Zielerreichung: 

War das Ziel angemessen formuliert? Wurde das 
gesteckte Ziel erreicht? Waren die gewählten 
Handlungsformen sinnvoll? Wie ist das Verhältnis 
von Aufwand und Erfolg einzuschätzen. 

 Aspekt der Aufklärung: 
Reflexion über Denk- und Deutungsmuster. Analy-
se der Handlungsverläufe. Herstellung von Trans-
parenz hinsichtlich der fachlichen Orientierung 

 Aspekt der Qualifikation 
Aus der Wirkung des eigenen Handelns und des-
sen Voraussetzungen wird Fortbildungsbedarf oder 
andere Maßnahmen der Personalentwicklung 
deutlich 

 Aspekt der Innovation 
Überprüfung und Entwicklung von Planungsgrund-
lagen, Handlungsplänen und Arbeitsformen 

 Aspekt der Legitimation 
Nachweis der Qualität der Arbeit nach außen durch 
objektivierbare Standards. Transparenz im be-
triebs- und volkswirtschaftlichen Sinn. 
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Instrumente für die Reflexion 
 
 Im Folgenden werden Indikatoren für eine durchge-

setzte Gleichbehandlung von Menschen mit Migrati-
onshintergrund in den Einrichtungen und Diensten 
und den verbandlichen Gliederungen des Caritasver-
bandes aufgelistet. Weiter ist ein Gesprächsleitfaden 
zur Erstellung einer Ist-Analyse enthalten. Die Indika-
toren und der Leitfaden beruhen auf den Migrati-
onspolitischen Positionen des Deutschen Caritasver-
bandes, dem Projekt „Umgang mit Fremden: Blick 
nach innen“ (siehe oben S. 14) sowie aus dem cari-
tasinternen Diskussionspapier zur interkulturellen Öff-
nung.  

  

Indikatoren und Di-
mensionen 

 
Indikatoren für 
Gleichbehandlung  

Die Indikatoren beziehen sich auf die drei Handlungs-
bereiche: 
 Menschen mit Migrationshintergrund als Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter der Caritas 
 Menschen mit Migrationshintergrund als Kollegin-

nen und Kollegen in den Einrichtungen und Diens-
ten 

 Menschen mit Migrationshintergrund als 
Klient(inn)en der Caritas.  

Die Indikatoren können als Reflexionsfolie für die Aus-
einandersetzung mit der eigenen Praxis genutzt wer-
den. Zu fragen ist jeweils: „und wie sieht es in dieser 
Hinsicht bei uns aus?“ Oder etwas differenzierter: „in 
welchen Einrichtungen und auf welchen Positionen 
sind bei uns Mitarbeiter mit Migrationshintergrund be-
schäftigt?“ „Sind es nur spezielle Tätigkeits- und Auf-
gabenfelder?“ „Wie wird untereinander bei Unter-
schieden im fachlichen Verständnis umgegangen?“ 
„Welche Rolle spielen die Kompetenzen in der deut-
schen Sprache im alltäglichen beruflichen Miteinan-
der?“ Auf diese Weise lassen sich Fragen für die eige-
ne Praxis vor Ort, für „den Blick nach innen“ formulie-
ren. Der Reflexionsprozess nimmt damit die Form ei-
ner innerverbandlichen Selbstevaluation an. 

  
Dimensionen von 
Gleichbehandlung 

Beschäftigte: 
 Zugang zu Beschäftigung in den Geschäftsstellen, 

Einrichtungen und Diensten der Caritas, Arbeits-
verträge, interner Aufstieg. 

 Aufgabenverteilung, Verteilung der Verantwortlich-
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keiten, Umgang der Kollegen miteinander. 
Ehrenamtliche: 
 Ansprache, Einsatz und Unterstützung. 

Nutzer(innen): 
 Zugang zu den Angeboten der Caritas, Qualität der 

Dienstleistungen. 
  
Ergebnisse von 
Gleichbehandlung 

Beschäftigte: 
 Alle können sich überall bewerben/haben die glei-

chen Chancen, werden in gleicher Weise in die 
Personalentwicklung einbezogen, haben die glei-
chen Aufstiegsmöglichkeiten. 

 Alle können die gleichen Aufgaben und Verant-
wortlichkeiten übernehmen, wechselseitiger offener 
Umgang mit Kritik, gegenseitiges Ernstnehmen 
und Respektieren der Fachlichkeit, keine Herab-
setzungen, keine Ethnisierung von Problemen. 

Ehrenamtliche: 
 Alle werden angesprochen, können alle Tätigkeiten 

übernehmen und werden in gleicher Weise unter-
stützt. 

Nutzer(innen): 
 Alle können überall hingehen und erhalten die glei-

che fachlich hochwertige Unterstützung und Bera-
tung. 

  
Operationalisierun-
gen 

Beschäftigte: 
 Beschäftigte mit Migrationshintergrund sind in allen 

Fachbereichen, Einrichtungsarten etc. vertreten 
und nicht nur/vor allem in bestimmten. Sie sind in 
allen Positionen anzutreffen, partizipieren an allen 
Fortbildungen und nicht nur/vor allem in bestimm-
ten Positionen/an bestimmten Fortbildungen. 

 Sie sind bei allen Aufgaben vertreten und nicht 
nur/vor allem bei bestimmten, sie haben keine be-
sondere Rolle hinsichtlich Kritik, Fachlichkeit etc. 

Ehrenamtliche: 
 Ehrenamtliche mit Migrationshintergrund finden 

sich in allen Tätigkeitsfeldern und Verantwortlich-
keiten und nicht nur/vor allem in bestimmten. 

Nutzer(innen): 
 Rat- und Unterstützungssuchende mit Migrations-



 59 

hintergrund tauchen in allen Diensten und Einrich-
tungen auf und nicht nur/vor allem an bestimmten 
Orten, sie erhalten in allen Diensten die fachlich 
hochwertige Unterstützung und Beratung. 

  

Gesprächsleitfaden 
 
Leitfragen 

1. Daten und Informationen zum Handlungsbereich 
(Einflussbereich) 

2. Leitbilder, Strategien 
3. Caritas als Arbeitgeber: Beschäftigungsbereiche, 

Personalrekrutierung, Aufstiegschancen 
4. Interne Arbeitsbedingungen: Aufgabenverteilung, 

Verteilung der Verantwortlichkeiten, Arbeitsalltag 
5. Umgang mit ausländischen Klienten 
6. Stellung des Migrationsdienstes 

  
Fragedimensionen  Konkrete Situation vor Ort (unterstützt durch Aus-

sagen/Zitate) 
 Erklärungen, Begründungen (für die Situation) 
 Wahrgenommener Handlungsbedarf (sollte etwas 

getan werden/was sollte getan werden?) 
Handlungsmöglichkeiten (was kann getan wer-
den/was wird bereits getan?) 

  
Doppelte  
Perspektive 

 Migrant(inn)en als Mitarbeiter(innen)/Kolleg(inn)en 
 Deutsche Mitarbeiter(innen) in der Minderheitenpo-

sition 
 Migrant(inn)en als Klienten 

  
Zielsetzung:  Strategien der Gleichbehandlung 

 Aspekte der Ungleichbehandlung 

  
Daten und Informati-
onen zum Hand-
lungsbereich 

 Zuständigkeitsbereich des Gesprächspartners/der 
Gesprächspartnerin 

 Art der Einrichtung/Größe der Einrichtung/Anzahl 
Personal/Anteile ausländischer Mitarbeiter(innen) 

 Klientenstruktur in der Einrichtung 
 Funktionen und Gestaltungsmöglichkeiten hinsicht-

lich: 
- Personalangelegenheiten:  

Personaleinstellungen, Personalentwicklung, 
Genehmigung von Fortbildungen  
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- Öffentlichkeitsarbeit  
- Leitbildentwicklung 
- Qualitätssicherung 
- Kooperationsvereinbarungen zwischen Einrich-

tungen 
  
Leitbilder, Strategien 1. Ist das Thema „Umgang mit Fremden“ – seien es 

ausländische Klienten oder Mitarbeiter(innen) mit 
einer anderen nationalen Herkunft – konkret prä-
sent/relevant oder spielt es keine Rolle?  

 wenn ja oder nein: Erklärung/Begründung 
2. Was wird unter Gleichheit/Ungleichheit verstan-

den? Worin zeigt sich Gleichheit/Ungleichheit? 
3. Inwieweit sind die migrationspolitischen Zielsetzun-

gen bzw. der Gleichbehandlungsgrundsatz der Ca-
ritas bekannt? Welcher Diskussionsstand ist er-
reicht? 

4. Gibt es eine Leitbild-Diskussion in der Einrichtung 
und im Verband? Spielt hier oder in anderer Weise 
der Gleichbehandlungsgrundsatz eine perspektivi-
sche Rolle? 

 wenn ja oder nein: Erklärung/Begründung 
5. Gibt es praktische Strategien zur bewussten Um-

setzung/Förderung von Gleichbehandlung im Sin-
ne der migrationspolitischen Zielsetzungen?  

 wenn ja oder nein: Erklärung/Begründung/Dar-
stellung 

6. Wie wird die Haltung der eigenen Einrichtung dazu 
eingeschätzt? Welches könnten mögliche Barrieren 
sein? 

7. Wie werden die Umsetzungsmöglichkeiten einge-
schätzt? Werden Schwierigkeiten bei der Umset-
zung gesehen? 

 wenn ja: welche? 
8. Wie wird konkret die Notwendigkeit/der Nutzen 

von Sensibilisierungs-Trainings z. B. antirassisti-
schen Trainings eingeschätzt? Wie wird die Bereit-
schaft zur Teilnahme in den Einrichtungen einge-
schätzt? 
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Caritas als Arbeitge-
ber 
 
Ausländische Mitarbeiter(innen) 
arbeiten seltener im präventiven 
Bereich und im Beratungsbe-
reich, sondern vor allem im 
kurativen Bereich oder etwa in 
sozialen Brennpunkten 
 
Ausländische Beschäftigte sind 
vornehmlich für die ausländi-
schen Klient(inn)en zuständig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Migrant(innen)/Andersgläubige 
sind in erster Linie Honorarkräf-
te. 
 
 
 
 
 
Ausländische Kolleg(innen) 
besuchen Fortbildungen, die 
ihre inhaltliche Kompetenz im 
Umgang mit ausländischen 
Klient(inn)en erweitern. 
 
 
 
 
Das Merkmal „Migrationshin-
tergrund“ wird nur dann rele-
vant, wenn es dem besonderen 
Stellenprofil entspricht. 
Initiativbewerbungen von aus-
ländischen Praktikanten oder 
Fachkräften aus der sozialen 
Arbeit werden an den Migrati-
onsdienst weitergeleitet. 
 
 

1. Zahlenmäßige Verteilungen zu den Beschäftigten? 
 Begründungen für die Anteile deutscher Be-

schäftigter 
2. In welchen Diensten/Einrichtungen sind ausländi-

sche Mitarbeiter(innen) beschäftigt? Gibt es 
Schwerpunkte? 

 wenn ja: wie lassen sie sich erklären?  
3. In welchen Funktionen sind ausländische Mitarbei-

ter(innen) beschäftigt? Gibt es Schwerpunkte? 
 wenn ja: wie lassen sie sich erklären?  

Differenzierung nach Nationalitäten 
4. Auf welchen (formalen) Positionen in der Stellen-

Hierarchie sind ausländische Mitarbeiter(innen) be-
schäftigt? Gibt es Schwerpunkte gegenüber den 
deutschen Beschäftigten? 

 wenn ja: wie lassen sie sich erklären?  
Differenzierung nach Nationalitäten 

5. Mit welchen Arbeitsverträgen (fest angestellt, be-
fristet, Honorarverträge) sind ausländische Mitar-
beiter(innen) beschäftigt? Gibt es hier Besonderhei-
ten gegenüber den deutschen Beschäftigten? 

 wenn ja: wie lassen sie sich erklären?  
Differenzierung nach Nationalitäten 

6. Welche Rolle spielen Fortbildungsangebote für die 
Mitarbeiter(innen) im Bereich Management, Metho-
den, EDV etc. Gibt es Unterschiede in den Fortbil-
dungswünschen zwischen ausländischen und 
deutschen Mitarbeiter(innen)? 

 wenn ja: welche Themen betrifft dies? 
7. Gibt es eine gezielte Personalentwicklung für aus-

ländische Beschäftigte? 
 wenn ja oder nein: aus welchen Gründen und ggf. 

wie sieht bei einer gezielten Personalentwicklung die 
Strategie aus? 

8. Hat das Merkmal „Nationalität“ (in Kombination mit 
„Religionszugehörigkeit“) bei der Stellenbesetzung 
eine Bedeutung? Gibt es ein offensives Bemühen 
um die vermehrte Einstellung von ausländischen 
Beschäftigte? 

 wenn ja oder nein: welche Bedeutung und wel-
che Gründe sind dafür jeweils maßgeblich? 
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Befürchtung geringer Kompe-
tenz/unkritischer Haltung ge-
genüber patriarchalen Mustern. 
Erweiterung der ausl. Klientel. 
Deutsche Klient(inn)en gehen 
nicht zu ausl. Kolleg(inn)en. 
Sorge: Mehrarbeit. 

9. Wie sieht die Bewerbungslage aus? Wie hoch ist 
der Anteil der Bewerber(innen) mit einem Migrati-
onshintergrund? Auf welche Beschäftigungsfelder 
und Positionen beziehen sich diese Bewerbungen? 
Wie wird mit Initiativbewerbungen qualifizierter aus-
ländischer Fachkräfte umgegangen? 

10. Sind Befürchtungen deutscher Kolleg(innen) ge-
genüber einer vermehrten Einstellung ausländi-
scher Kollegen bekannt – oder umgekehrt? 

 wenn ja: worin bestehen die Befürchtungen und 
Sorgen und wie wird darauf reagiert? 

  
Interne Arbeitsbe-
dingungen 
 
Es gibt Patientengruppen, zu 
denen deutsche Schwestern 
nicht gehen und es gibt Patien-
tengruppen, die nur von deut-
schen Schwestern betreut wer-
den. 
 
 
Deutsche Kollegen möchten 
gerne gefragt werden, wie et-
was gehandhabt wird. 
 
Ein türkischer Sozialpädagoge 
wird bei Stellenantritt als „unser 
neuer türkischer Kollege“ vor-
gestellt – als sei dies eine Be-
rufsbezeichnung. 
 
Es gibt Barrieren, die sich darin 
äußern, dass alles Mögliche 
„ethnisiert“ wird und/oder Kon-
flikte „ausgespart bzw. die aus-
ländischen Kolleg(inn)en „ge-
schont“ werden. 

1. Erfahrungen zu den internen Aufgabenverteilungen 
zwischen deutschen und ausländischen Kol-
leg(innen): 
- Hinsichtlich Zuordnung Klient(in)/Patient(in) – 

Mitarbeiter(in) 
- Hinsichtlich der Aufgabenwahrnehmung bei der 

Außendarstellung der Einrichtungen z. B. in ört-
lichen Gremien 

- Hinsichtlich der internen Teamleitung 
- Hinsichtlich der Erledigung schriftlicher Angele-

genheiten 
2. Gibt es Unterschiede in der fachli-

chen/methodischen Ausrichtung der Arbeit zwi-
schen ausländischen und deutschen Beschäftig-
ten? 

 wenn ja: wird dies im Team thematisiert? 
3. Erfahrungen zu Umgangsweisen zwischen deut-

schen und ausländischen Beschäftigten. 
- Gibt es paternalistische Verhaltensweisen der 

deutschen Kolleg(innen)? 
- Wie wird mit Konflikten zwischen deutschen 

und ausländischen Kolleg(innen) umgegangen 
(Ethnisierungen, Verschonungen)? 

4. Wie wird die Notwendigkeit „institutionalisierter“ 
Unterstützungen für ausländische Mitarbeiter(innen) 
eingeschätzt? Hat es hier bereits Überlegungen 
gegeben? 
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Umgang mit 
Klient(inn)en mit 
Migrationshin-
tergrund  
 
Nach wie vor finden sich 
Migrant(inn)en weitaus seltener 
in der psychosozialen Beratung 
als es der statistischen Erwar-
tung entspricht. 
 
Von den Klient(inn)en wird er-
wartet, dass sie ihre Übersetzer 
selbst mitbringen. 
 
 

1. Wie wird der Beratungs- und Unterstützungsbedarf 
der ausländischen Klienten/Patienten einge-
schätzt? 
- Sind besondere Bedarfe zu berücksichtigen? 
- Sind ggf. vorhandene Zugangsbarrieren zur Ein-

richtung bekannt? 
2. In welchem Ausmaß ist der Gedanke der interkul-

turellen Öffnung in der Einrichtung verankert? 
- Gibt es ein entsprechendes Leitbild? 
- Gibt es Strategien zur Umsetzung, die systema-

tisch verfolgt werden? 
- Spielt der Gedanke der interkulturellen Öffnung 

ein Rolle in der Personalentwicklung (Personal-
entscheidungen)? 

- Gibt es entsprechende Fortbildungen für die 
Beschäftigten?  

- In welchem Umfang werden Angebote zur Fort-
bildung von den Beschäftigten wahrgenom-
men? 

- Wird für die Teilnahme an diesen Fortbildungen 
geworben? 
 jeweils wenn ja oder nein: Erläuterun-

gen/Begründungen 
  
Stellung des Migrati-
onsdienstes 
 
Die Beschäftigten des Migrati-
onsdienstes werden als Dol-
metscher und „kulturelle Türöff-
ner“ hinzugezogen. Die anderen 
Fachdienste ziehen sich gerne 
(schnell wieder) aus der Arbeit 
mit Migranten zurück. 
 
Die Migrationsdienste sind häu-
fig weniger gut abgesichert als 
die Regeldienste.  
 

1. Ist ein Migrationsdienst im Einrichtungsspektrum 
vorhanden? 

 falls nicht: aus welchen Gründen gibt es keinen 
Migrationsdienst? Wohin wenden sich Migranten 
mit Beratungsbedarf? Ist das optimal? 

 falls ja: wie ist der Migrationsdienst organisato-
risch eingebunden?  
Wie ist der Migrationsdienst finanziell abgesichert? 
Wie ist der Migrationsdienst im Vergleich zu ande-
ren Fachdiensten ausgestattet (Räumlichkeiten, 
EDV)? 
Wie setzt sich das Personal im Migrationsdienst 
zusammen (Nationalität, Geschlecht, Vertragsar-
ten)?  
Wie sind die Funktionen verteilt (Leitung, Aufga-
benbereiche)? 
Gibt es ein Gesamtkonzept der Vernetzung und 
Kooperation? Wenn ja: welches? Wenn nein: wa-
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rum nicht? 
2. Welche Funktion wird dem Migrationsdienst zuge-

ordnet? 
  
Migrant(inn)en in der 
ehrenamtlichen Ar-
beit 
 
 

1. Spielen Migrant(inn)en eine Rolle in der ehrenamtli-
chen Arbeit? 

wenn ja: in welchen Feldern engagieren sich 
Migranten, in welchem Umfang? 
Begründungen für Umfang und Ausrichtung der 
Beteiligung 

 wenn nein: warum nicht? /Begründungen  
2. Gibt es eine spezielle Ansprache/Werbung von 

Migrant(inn)en für die ehrenamtliche Arbeit? 
 wenn ja: welche? 
 wenn nein: warum nicht? 

  
Unterstützungsbe-
darf bei der Umset-
zung des Gleichbe-
handlungsgrundsat-
zes 

1. Wird ein Unterstützungsbedarf in strategischer 
und/oder inhaltlicher Hinsicht gesehen? 

 wenn ja: welcher Unterstützungsbedarf im Ein-
zelnen? 

2. Wird ein Unterstützungsbedarf seitens des Ver-
bandes, der Diözese und/oder seitens des Deut-
schen Caritasverbandes gesehen? 

 wenn ja: worin besteht der Unterstützungsbe-
darf? 
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Qualitätsstandards 
Gleichbehandlung 

 
Gleichbehandlung 
bedeutet 
 
 

Ebene 1 Personalentwicklung 

 Personen mit Migrationshintergrund sollen in allen 
Fachdiensten beschäftigt sein 

 gleicher Zugang zu Informationen 
 gleiche Aufstiegsmöglichkeiten 
 gleicher Zugang zu Fortbildungen 
 offene Informationen über Verbandsentwicklung 
 Sprachkompetenz (berücksichtigen, fördern) 
 Interkulturelle Kompetenz (berücksichtigen, för-

dern) 
Ebene 2 Umgang der Beschäftigten miteinander 

 Offener, fairer, wohlwollender, verständnisvoller, 
höflicher Umgang 

 Mitarbeiter(innen) mit Migrationshintergrund nicht 
nur Dolmetscher 

 Fortwährende Überprüfung der gegenseitigen Ver-
ständigung 

 Unterstellung einer anderen (geringeren) Fachlich-
keit 

 Umgang mit Kolleg(inn)en auf gleicher Augenhöhe 
 Verhalten bei Verständigungsproblemen (Strate-

gien der Konfliktvermeidung) 
 Gleicher Zugang zu Informationen 
 Keine spezielle Aufgabenverteilung, keine Privile-

gien 
 Mitarbeiter(innen) mit Migrationshintergrund fühlen 

sich in den Gesamtverband integriert 
 Jeder spricht für sich selbst 
 Zugestehen von Kompetenz und Verantwortung 

Ebene 3 Umgang mit Klient(inn)en 
 Umgang mit Klient(inn)en 
 Zugang zu allen Diensten – gleiche Möglichkeiten 
 Umgang mit Fremdsprachen/Sprachliche Offenheit 
 Verhalten gegenüber Klient(inn)en, z. B. Höflichkeit 
 Qualität (Interesse, Raum, Zeit, Geduld) 
 Wichtige Informationen in mehreren Sprachen 
 Ganzheitliche Wahrnehmung 
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Gleichbehandlung 
erkennen wir daran, 
dass … 

Ebene 1 Personalentwicklung 

 Menschen mit Migrationshintergrund sind in allen 
Diensten beschäftigt 

 Menschen mit Migrationshintergrund sind auch in 
Leitungsfunktionen 

 Alle für Mitarbeiter relevanten Informationen sind 
zugänglich 

 Beschäftigte mit Migrationshintergrund nehmen nicht 
nur an migrationsspezifischen Fortbildungen teil 

 alle Kolleg(inn)en können sich zeitnah über Ver-
bandsentwicklungen informieren 

 bei Personenrekrutierung werden interkulturelle 
Kompetenzen berücksichtigt 

 Interkulturelle Kompetenz und Sprachkenntnisse 
der Mitarbeiter werden gefördert 

Ebene 2  Umgang der Beschäftigten miteinander 

 positives Betriebsklima 
 Konfliktmanagement 
 Fachlichkeit der Mitarbeiter mit Migrationshin-

tergrund wird anerkannt und nachgefragt 
 gleichberechtigtes kollegiales Miteinander 
 Menschen mit Migrationshintergrund organisieren 

und arbeiten an Gesamtveranstaltungen mit 
 jeder kann ohne Angst sprechen und wird ernst 

genommen 
 offener, freundlicher, „höflicher“ Umgang 

Ebene 3 Umgang mit Klienten 

 Jeder Dienst wird von Migrant(inn)en in Anspruch 
genommen 

 Die Fachdienste sind in der Lage und bereit, 
Migrant(inn)en zu beraten 

 Die Fachdienste erreichen die Zielgruppe 
„Migrant(inn)en“ 

 Angebote werden in mehreren Sprachen publiziert 
 Die Grundsätze für die Qualität der verbandlichen 

Caritas werden verwirklicht 
 Mitarbeiter(innen) aller Fachdienste kooperieren 

o bei Migrationsfragen 
o bei spezifischen Problemen 
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Instrumente zur Um-
setzung 

Ebene 1 Personalentwicklung 

 Formelle Informationsstrukturen 
 Zugang zu Fortbildungen 
 Schaffung von Reflexionsstrukturen 
 „Gleichbehandlungs-Polizei“ 
 Professionelles Konfliktmanagement 
 Positive Maßnahmen (z. B. Bevorzugung bei Stel-

lenbesetzung) 
 Ermunterung aller Kolleg(inn)en an Gesamtveran-

staltungen teilzunehmen 
Ebene 2  Umgang der Beschäftigten miteinander 

 Selbstreflexion zum Umgang mit „fremden“ 
Mitarbeiter(inne)n 

 Info-/Einführungsveranstaltungen für alle neuen 
Mitarbeiter(innen) 

 Vorstellung mit Berufsqualifikation 
 Information über Arbeitsfeld und Aufgaben der Mit-

arbeiter(innen) Migrationshintergrund  
 Mediation 
 Gleichstellungsbeauftragte(r) 
 Regelmäßiger Austausch unter den Mitarbei-

ter(inne)n 
Ebene 3 Umgang mit Klient(inn)en 

 Einfache, verständliche, grammatikalisch korrekte 
Wortwahl/langsam und deutlich sprechen 

 Niederschwellige Angebote 
 Selbstreflexion zum Umgang mit „fremden“ 

Klient(inn)en 
 Mehrsprachige Hinweisschilder und Publikationen 
 Information über die Angebote der anderen Fach-

dienste 
 Fortbildungsveranstaltungen zum Umgang mit 

Klient(inn)en 
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Evaluationsbogen Strukturierende Fragen für den Bericht über den Ver-
lauf und die Ergebnisse des innerverbandlichen Refle-
xionsprozesses 
1. Anfängliche Planungen zum innerverbandlichen 

Reflexionsprozess: 
 Zuständigkeiten innerhalb des Projektteams 
 Geplante Arbeitsschritte im Einzelnen und deren 

zeitliche Anordnung 

 Personen auf Verbandsebene und in den Ein-
richtungen, die einbezogen werden sollten. 

(bitte ausführliche Darstellung) 

2. Welche dieser Arbeitsschritte konnten vollzogen 
werden? Welche Arbeitsergebnisse liegen vor? 
Welche Personen auf Verbandsebene und welche 
Einrichtungen wurden tatsächlich einbezo-
gen/konnten einbezogen werden? Welche Rolle 
spielte insbesondere die Geschäftsführung und die 
MAV? Welche Änderungen der Planung waren 
zwischenzeitlich notwendig?  
(bitte ausführliche inhaltliche Darstellung der Ent-
wicklungen und Ergebnisse zu Inhalten und Verfah-
ren) 

3. Welche Arbeitsschritte konnten nicht vollzogen 
werden? Welche Gründe waren dafür maßgeblich?  
(bitte sehr detailliert mit konkretem Bezug auf die 
Situation vor Ort darstellen) 

4. Welche Perspektiven bestehen für die Fortführung 
des innerverbandlichen Reflexionsprozesses? Wer 
kümmert sich um die Fortführung? 

5. Gesamteinschätzung: 
 Notwendigkeit vor Ort einen innerverbandlichen 

Reflexionsprozess durchzuführen 

 Notwendige inhaltliche und organisatorische 
Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Um-
setzung auf der Ebene Verband und Einrichtun-
gen vor Ort 

 Ggf. vorhandene strukturelle Hindernisse vor 
Ort, ggf. notwendige externe Unterstützung des 
Prozesses etc. 

 Empfehlungen an Verbände oder Einrichtungen, 
die einen innerverbandlichen Reflexionsprozess 
auf den Weg bringen wollen. 
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